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I. Gemeinsam »it den Bürgerinnen und Bürgern

Aufgaben der Gegenwart und Herausforderungen der 
Zukunft entschlossen anpacken

Mit diesem Arbeitsprogramm nennen wir jene Ziele 
und Maßstäbe, mit denen wir in Rheinland-Pfalz politische 
Aufgaben lösen wollen.

Wir vertrauen dabei auf die Bürgerinnen und Bürger, 
ihre Bereitschaft zum offenen Gespräch, ihre Ideen 
und ihren Sachverstand. Denn in einer inwner komplizierteren 
Welt brauchen wir die Fähigkeiten und den Sachverstand 
vieler. Niemand kann alle Fragen allein übersehen 
und darauf Antworten geben.

Das sind die Schwerpunkte unserer Arbeit:

1. Wir wollen Arbeit für alle schaffen und dabei gleiche 
Rechte für die Frauen verwirklichen.

Gemeinsam mit Arbeitnehmern, Handwerk und Mittelstand, 
mit dem Sachverstand von Gewerkschaften, Unternehmen 
und Verbänden können wir neue Möglichkeiten der 
Arbeit für alle erschließen. Wir kennen unterschiedliche 
Interessen und Ansichten. Aber es liegt im Interesse 
aller, wenn statt der Arbeitslosigkeit neue Arbeit 
geschaffen wird. Technischer Wandel soll sozialem 
Fortschritt dienen, in allen Teilen unseres Landes.

2. Wir wollen eine kinderfreundliche Umwelt und gleiche 
Chancen für die Zukunft.

Gemeinsam mit Eltern, Lehrern und Erziehern können 
wir die Grundlagen für Bildung und Ausbildung so
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verbessern, daß unsere Kinder unabhängig von sozialer 
Herkunft, Geschlecht oder Wohnort die Chance haben, 
sich zu entfalten und in der Zukunft zurecht zu 
finden.

3. Wir wollen auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit 
zusammen leben.

Soziale Gerechtigkeit ist der politische Ausdruck 
des Respektes und der Anerkennung gegenüber den 
Älteren und der Solidarität mit den Schwächeren. 
Die besondere Zuwendung vieler in den Krankenhäusern, 
Sozialstationen, Altenheimen oder in der Hilfe für 
Schwache und Behinderte gibt unserer Gesellschaft 
ein menschliches Gesicht.

4. Wir wollen den besonderen Charakter unseres Landes 
erhalten, geprägt von Handwerk und Mittelstand, 
Weinbau und Landwirtschaft.

Handwerk und Mittelstand sorgen - neben erfolgreichen 
Industrieunternehmen - für stabile Ausbildung und 
Beschäftigung. In allen Regionen des Landes müssen 
ihre Fähigkeit im Wettbewerb, ihre Kraft zur Investition, 
ihre Zukunft im technischen Wandel gestärkt werden.

Für die Familienbetriebe der Winzer und Landwirte 
müssen angemessene Preise und eine umgestellte Förderung 
mit direkten Hilfen gegen drängende Existenzsorgen 
Zusammenwirken. Davon hängen ganze Regionen mit 
Fremdenverkehr, Gastronomie und der Schönheit einer 
gepflegten Kulturlandschaft ab.
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5. Wir wollen persönliche Freiheit sichern und ausbauen.

Viele Menschen engagieren sich in den Gewerkschaften, 
in Kirchen, in sozialen Organisationen, in Vereinen, 
in der Kommunalpolitik, für Kunst und Kultur. Daraus 
entsteht die lebendige Kraft einer freiheitlichen 
Demokratie. Sie wollen wir stärken gegen bürokratische 
Enge und kleinliche Kontrolle, durch Offenheit und 
Toleranz, mehr Mitbestimmung und Selbstverwaltung 
und den Schutz unseres Rechtsstaates.

6. Der Schutz der Umwelt ist Aufgabe aller Bereiche 
der Politik.

Initiativen und Verbände für den Umweltschutz entwickeln 
aus der Sorge um die natürlichen Lebensgrundlagen 
zahlreiche konkrete Vorschläge. Das sollten politische 
Parteien nicht als vermeintliche Konkurrenz abweisen 
oder gar verdächtigen. Wir begrüßen das Engagement 
der Bürger und fördern eB. Vorsorgende Umweltpolitik 
achtet natürliche Kreisläufe und modernisiert unsere 
Industriegesellschaft ökologisch. Auch dazu brauchen 
wir den Sachverstand aus Wissenschaft und Technik.

7. Wir wollen mithelfen bei einer Politik des Friedens.

Unser Land ist mit militärischen Einrichtungen belastet 
wie kein anderes. Die Folgen spüren wir bis in den 
Alltag hinein. Wir sind aber nicht der "Flugzeugträger 
der NATO". Wir wollen gleichberechtigt im Bündnis
sein, souverän im eigenen Land und auf dieser Grundlage 
Frieden durch Abrüstung und Entspannung suchen.

Wir sprechen anderen Auffassungen weder guten Willen



zusammenbringt - aus

noch Engagement ab. Die wachsende Polemik «wischen 
den Parteien verdeckt Fragen und ist eher Ausdruck 
von Hilflosigkeit. Die Verunglimpfung anderer löst 
keine Probleme. Sie ist Ausdruck des Mißtrauens 
gegenüber der Urteilskraft der Bürger und beschädigt 
nsehen und Vertrauen in die politischen Institutionen.

Wir verstehen unsere politische Arbeit als eine 
gemeinsame Anstrengung mit den Bürgern. Die Politik
:“r8tand "iCht 9epaChtet‘ Sozialdemokraten 
haben deshalb eine Landesregierung vorgeschlagen, 
die qualifizierte Frauen und Männer
•rheitnehneraohait. „.taehalt. w,„n,ctaft um poutit

Wll.n nit «ndoli Scharping eine, Mnlat.rpr..id.nte„ 
M..n. socialer V.r.„tTOrten, end „e„er Tatkr.it.

“a*di.’1'lb"rU’”"’*" un,ebrochenen
Tradition, Seit ,.hr ai. 1M «„re, rin„„
graten . Frieden. «reohtigk.it

.«gaben .„dem .lch, „J“”"“’
enièV'“"'“”* ”‘r’ " 1,1 fOr
baoén ""a Politik.
, " k”"kr'1'" Vorschläge .«. « Mn„e„
«r in Bh.inland-Pt.is dl. ,roden „„
■« «e eenen «„..„orderen,1. «„ m.nit .

Tatkr.it
reohtigk.it
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II. Arbeit für alle - Grundlage für Wohlstand und 

Sicherheit soziale

Mit ihrer Arbeit erwerben Frauen und Männer Selbst- 
ewuBtsein, schaffen die Grundlage fOr eigenen Wohl­

stand und gemeinsame soziale Sicherheit. Die Gefahr,
und" CüTT“’ ZU Verlleren’ bedroht Freiheitsraum 
und Würde des einzelnen Arbeitnehmers. Arbeitslosig- 
eit bringt im allgemeinen Menschen ohne eigenes 

Verschulden in eine Notlage. Für sie machen wir 
Vollbeschäftigungspolitik und sichern das System 
der sozialen Gerechtigkeit, denn Arbeitslosigkeit

reichen C.U.C.,t nwurdig, sondern auch ein teurer Mißstand.

Arbeit für alle ist deshalb das wichtigste Ziel 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik. Ihre Elemente

gerechte Verteilung der Arbeit;
- neue Arbeit schaffen, mit technischem Fortschritt, 

zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und 
gegen neue Armut;

- »llfc Ausbildung« dl. .ut dl. b.ru,Uch.„ An- 
«ord.rn„„„ d.r lukuntt „rb.„lt.t end Cr«ndl.w
ür wirksame Mitbestimmung schafft;

- gleiche Rechte für Frauen in Ausbildung und Beruf; 
■ gleiche Chancen für alle Regionen des Landes,
damit sie nicht von überdurchschnittlich hoher 
Arbeitslosigkeit belastet bleiben.

Die Arbeit gerechter verteilen

le Erfahrung der Vergangenheit zeigt: Wir können 
immer mehr produzieren und benötigen dafür immer 
weniger menschliche Arbeitskraft. Wer nur auf quanti
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tatives Wachstum setzt, kann die Frage nach sicherer 
Arbeit nicht beantworten und schafft ständig neue 
Probleme für die Umwelt.

aus <
Wer die Arbeitszeit verkürzt,
auf

Auch in Rheinland-Pfalz wächst die Produktivität 
schneller als das Sozialprodukt. Arbeitslosigkeit 
ist die Folge, zumal dann, wenn über längere Zeit 
mehr jüngere Menschen Arbeit suchen als ältere in 
Rente gehen können. Arbeitslosigkeit trifft vor 
allem ältere Arbeitnehmer, Frauen und Jugendliche 
sehr stark. Eine wirksame Antwort darauf ist die

Verteilunq von Arbeit- Ihr Instrument 
ist die Verkürzung der Arbeitszeiten. Alle Erfahrungen 

den verschiedenen Wirtschaftsbranchen zeigen:
... ' schafft neue Chancenrbeit. Deshalb werden wir die Gewerkschaften 

unterstützen und vernünftige Arbeitgeber ermuntern, 
die verschiedenen Möglichkeiten der Arbeitszeit­
verkürzung (Wochenarbeitszeit, tägliche Arbeitszeit, 
ngerer Urlaub, Vorruhestand) zu nutzen. Dabei 

at die Verkürzung der Wochenarbeitszeiten Vorrang,
haTig Wlrkt aUf ArbeltSmarkt besonders nach-

B « Begrenzung der Überstunden ist nur durch eine 
irksame Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu erreichen.

Arbeitszeit d ei"e Ref°rra VÖUlg ^«^eten 
beitszeitordnung unterstützen. Im Lande selbst 

fahr6" lm ÖffentXichen Dienst entsprechend ver- 
d .en’ r eraffnen Chancen auf neue Beschäftigung 
ort, wo dringender Bedarf besteht. Das wird zur
dZZTn’ haben' daB bel h°hen Besol^"9sgruppen 
ie Stellenpläne nur in Ausnahmefällen verbessert

s^sZm SOlan9e die Chancen fÖr Berufsanfängerecht sind, wie augenblicklich.

Überstunden, nebenberufliche Tät 
Genehmigung von Nebentätigkeiten igkeiten und die werden wir an strengen
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Maßstäben messen und zielstrebig abbauen. Es 1st 
sinnvoller, junge Berufsanfänger einzustellen als
Überstunden zu bezahlen. Nebentätigkeiten werden 
zudem regelmäßig überprüft, denn Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter des öffentlichen Dienstes sollen keine Konkurrenz für 
freie Berufe sein.

Teilzeitarbeitsplätze richten wir ein, wenn dafür
tarifvertragliche Vereinbarungen bestehen. Weder
im öffentlichen Bereich, noch bei privater Beschäf­
tigung werden wir das Unterlaufen der Sozialver­
sicherungspflichtgrenzen dulden. Die Privatisierung
schafft nicht neue Arbeit, sondern verlagert zu
Lasten der betroffenen Arbeitnehmer die Arbeits­
möglichkeiten in einen sozial schlechter gesicherten 
Bereich.

Leiharbeit stiehlt anderen Arbeit auf Kosten der
sozialen Sicherheit und ist eine schwere Belastung
für die betroffenen Arbeitnehmer. Wir werden eine 
Verschärfung der gesetzlichen Vorschriften gegen
Leiharbeit anstreben und die vorhandenen Möglichkeiten 
der Gewerbeaufsicht nutzen und auszubauen. Die Gewerbeaufsicht 
ist durch personelle Verstärkung handlungsfähiger zu machen. 
Schichtarbeit führt zu gesundheitlichen Belastungen 
und oft genug zu schweren Behinderungen der Betei­
ligung am öffentlichen und gesellschaftlichen Leben.
Arbeitszeitverkürzung muß deshalb auch zu einer
Änderung im Schichtrhythmus führen.

Aktive Arbeitsmarktpolitik kann auf Mitbeatisssung
der Arbeitnehmer nicht verzichten. Eine sozialdemo­
kratische Landesregierung wird keiner Regelung zu­
stimmen, die eine schwächere Mitbestimmung bewirkt 
oder die soziale Sicherheit aushöhlt. Der § 116 AFG, 
der verwässerte Jugendarbeitsschutz oder die Pläne 
zur Aushöhlung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
sind dafür schwerwiegende Beispiele. Denn soziale
Sicherheit, Mitbestimmung und handlungsfähige Gewerk-



schäften sind Grundlagen für sozialen Frieden, ohne 
den unser Land seine wirtschaftliche Kraft nicht 
erhalten und verbessern kann. Deshalb werden wir 
auch von dem sogenannten Beschäftigungsförderungs­
gesetz und damit von befristeter Arbeit u.ä. keinen 
Gebrauch machen.

Die wachsende Dauer der Arbeitslosigkeit erfordert 
eine immer intensivere Hilfe und Betreuung. Dieser 
Aufgabe sind die Mitarbeiter der Arbeitsämter nur 
gewachsen, wenn auch dort die notwendigen Stellen 
geschaffen sind. Dafür wird eine sozialdemokratische 
Landesregierung im Rahmen der Selbstverwaltung ener­
gisch eintreten.

Neue Arbeit schaffen

Das Land selbst wird seine Haushaltsmittel so ein­
setzen, dal) sie möglichst nachhaltige Wirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt haben und zugleich dem Schutz 
von natürlichen Lebensgrundlagen dienen. Der weite 
Bereich der Dorf- und Stadterneuerung, die Wasser­
versorgung und die Abwasserbeseitigung, das Umstellen 
der Abfallbeseitigung auf Abfallwirtschaft sind 
Beispiele dafür. Sie öffnen Chancen für qualitatives 
Wachstum, das durch öffentliche Investitionen angeregt 
oder getragen wird.

Mit einem Programm "Neue Arbeit gegen neue Armut­
soll benachteiligten und aus dem Arbeitsmarkt heraus­
gedrängten Jugendlichen, gesundheitlich benachtei­
ligten, behinderten und älteren Arbeitnehmern eine 
Chance gegeben werden, für sich und ihre Familien 
in angemessener Weise ihren Lebensunterhalt zu ver­
dienen und sich neue Chancen für die Arbeitswelt 
zu erwerben. Dabei greifen wir auf entsprechende 
Erfahrungen aus den Nachbarländern zurück. 140 000 
Sozialhilfeempfänger in Rheinland-Pfalz dürfen von 
der Politik nicht länger ignoriert werden.
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Wir werden die Mittel für Maßnahmen der Arbeits­
beschaffung durch Landesmittel entsprechend ergänzen 
und sie kontinuierlich sur Verfügung stellen, damit 
Gemeinden und freie Träger für ihre Aktivitäten 
eine sichere Grundlage haben.

Gleiche Rechte für Frauen durchsetzen

Auch in Rheinland-Pfalz ist die im Grundgesetz ver­
ankerte Gleichstellung der Frauen in der Arbeitswelt, 
in der Familie, in Politik und im öffentlichen Leben 
nicht annähernd verwirklicht. Fs muQ aber allen 
Männern und Frauen möglich werden, Familie und Beruf 
miteinander zu vereinbaren. Wir halten es für einen 
Irrweg, die Interessen der Frauen an Familie und 
beruflicher Verwirklichung gegeneinander auszuspielen.

Ein wichtiger Schritt zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern ist die Förderung der Frauenbeschäftigung 
und die Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit. Dazu 
sollen Förderpläne beitragen, damit eine qualifizierte 
Berufstätigkeit und ein besserer Aufstieg in beruf­
liche Positionen ermöglicht wird. Die Rückkehr von 
Frauen in das Berufsleben kann in Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsverwaltung erleichtert werden. Die 
tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
erreichen wir, wenn

- die Arbeitszeiten so verkürzt werden, daB Beruf
und Familie für Frauen und Männer besser zu verein­
baren sind;
vernünftige Angebote zur Fort- und Weiterbildung 
bestehen;

- Frauen stärker in Entscheidungsgremien beteiligt 
werden ;

- der Kündigungsschutz für berufstätige Prauen voll- 
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■tândig wiederhergestellt wird und das Erziehungs- 
geld mit dem Ziel tatsächlicher Chancengleichheit 
von Frauen und Männern fortentwickelt wird;

- in diese Förderung auch Ein-Eltern-Familien ein- 
besogen werden.

Insbesondere Frauen sind davon betroffen, wenn statt 
einer flexibleren Organisation der Arbeit die arbeits­
vertraglichen Bindungen und Rechte ausgehöhlt werden. 
Eine sosialdemokratische Landesregierung wird deshalb 
Teilzeitarbeit auBerhalb der Sozialversicherungs­
pflicht genauso wenig akzeptieren, wie kapazitäts­
orientierte Arbeitsverhältnisse und jede andere
Form der Flexibilisierung zu Lasten der sozialen 
Sicherheit.

Die Verwirklichung des Verfassungsauftrages der 
Gleichberechtigung von Manrr und Frau ist auch eine 
Aufgabe der Gemeinden. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben 
können die Gemeinden Gleichstellungsbeauftragte 
bestellen. Die SPD wird sich dafür einsetzen, diese 
Möglichkeit in der Gemeindeordnung zu verankern.

Innerhalb einer sozialdemokratischen Landesregierung 
wird eine Staatssekretärin fOr Frauenfragen beim 
Ministerpräsidenten auf die Durchsetzung gleicher 
Rechte achten - in einer Landesregierung, der weitere 
zwei Frauen angehören sollen.

Die Regionen des Landes gleichmäßig entwickeln

Der Ausbau und die Verbesserung der Infrastruktur 
schaffen gleiche Chancen für alle Regionen unseres

ndes. Jede Form der Zentralisierung, insbesondere
i öffentlichen Dienstleistungen und Unternehmen, 

•teht dem Ziel der Gleichwertigkeit von Lebensverhält-
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nissen in allen Teilen des Landes entgegen.

Regionale Strukturpolitik muB fflr eine gleichmäBige 
Versorgung mit Schulen, Ausbildungsplätzen, kul­
turellen Einrichtungen und Freizeitangeboten sorgen. 
Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. Ohne sie 
kann eine aktive Förderung der Wirtschaftsstruktur 
und eine Stärkung der schon vorhandenen Betriebe 
in einer Region nicht erreicht werden.

Wir halten an unserem Ziel fest, die Wirtschafts­
förderung des Landes neu zu organisieren und Betrieben, 
die mit öffentlichen Mitteln angesiedelt werden, 
entsprechend klare Auflagen für die langfristige 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu machen.

Jede Entwicklung in den Regionen des Landes ist 
abhängig vom Ausbau der Infrastruktur. Dazu zählen 
nicht nur die öffentlichen Einrichtungen, sondern 
auch der Zugang zum überregionalen Verkehrsnetz 
auf StraBe und Schiene sowie zu den KosMunikations- 
technologien.

Die derzeitige Vereinbarung zwischen dem Land Rheinland- 
Pfalz und der Deutschen Bundesbahn Ober die Zukunft 
der Bahnstrecken ist unbefriedigend. Mit neuen Ver­
handlungen muß das Ziel einer Garantieerklärung 
für das Streckennetz der Deutschen Bundesbahn erreicht 
werden. Dabei stehen im Vordergrund die Pflege des 
vorhandenen Streckennetzes sowie die Modernisierung 
von Strecken durch Elektrifizierung.

Insbesondere wird eine sozialdemokratische Landes­
regierung darauf achten, daB ein Teil des Güterver­
kehrs auf Schiene und Binnenschiffahrt verlagert 
wird.
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Wir treten nachdrücklich dafür ein, daß die rhein­
land-pfälzische Speditionswirtschaft nicht durch 
ausländischen Druck konkurrenzunfähig gemacht wird. 
Jede Öffnung, zum Beispiel im Bereich der Binnen- 
•chiffahrt oder des LKW-Verkehrs, muß verbunden 
sein mit gleichen Sicherheitsauflagen und gleichen 
Kostenbelastungen für Gefahrengut-Transporte, Lenk­
zeiten und technische Wartungsvorschriften.

Für ein an Handel und Export so stark orientiertes 
Land wie Rheinland-Pfalz ist der Zugang zu neuen 
Kommunikationstechnologien im Geschäftswesen von 
zentraler Bedeutung. Eine sozialdemokratische Landes­
regierung wird darauf achten, daB dieser Zugang 
in allen Regionen des Landes gleichermaßen geöffnet 
wird und nicht auf die Zentren beschränkt bleibt.

Infrastrukturpolitik in Rheinland-Pfalz wurde in 
den letzten Jahren vor allem als Verkehrspolitik 
verstanden. Der Ausbau des überörtlichen Straßennetzes 
kann mit wenigen Ausnahmen al. abgeschlossen gelten.

Bine sozialdemokratische Landesregierung wird darauf 
achten, daß die Zersiedelung und Versiegelung der 
Landschaft nicht weiter zunimmt. Wegen der viel­
fältigen Auswirkungen sollen Verkehrswege nur dann 
gebaut werden, wenn ihre Umweltverträglichkeit zuvor 
eingehend geprQft wurde.

Schwerpunkte im Bereich des Landes sind der Bau 
von Ortsumgehungen, soweit sie verkehrstechnisch 
und wegen der Verkehr.belastung notwendig sind, 
»owie auf dem Ausbau von Ortsdurchfahrten. Sie müssen 
Jeweils mit Rücksicht auf die Betroffenen und auf 
ie betroffene Umwelt geplant und gebaut werden. 

Vor allem Wohngebiete müssen vom Durchgangsverkehr 
entlastet werden. Der Neubau zusätzlicher Landes­

kann auf wenige Ausnahmen beschränkt bleiben.
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Der Radwegebau wird intensiviert. Seine Planung 
orientiert sich an der Topographie und raumordnerischen 
Belangen. Zielpunkte in der Fläche sind Mittelzentren 
mit ihrem Angebot an Dienstleistungseinrichtungen 
öffentlicher und privater Art.

Wir streben eine Beteiligung des Landes am Bau und 
Betrieb von leistungsfähigen StraBenbahn- und Bus­
systemen an. Verkehrsverbünde sind dafür Voraus­
setzung. Sie führen den Berufs-, Schul- und Pendler­
verkehr in der Fliehe unter Einschluß aller Verkehrs­
träger zusammen. Dieser öffentliche Personennahverkehr 
kann die ihm gestellten Aufgaben nur erfüllen, wenn 
sich alle Gebietskörperschaften ihrer Verantwortung 
bewußt sind:

- der Bund insbesondere durch seine Verantwortung 
für die Deutsche Bundesbahn, durch eine angemessene 
Verkehrsbedienung der Fläche und durch Förderung 
von Investitionen;
das Land durch seine verkehrspolitleche und landes­
planerische Verantwortung, die Förderung von In­
vestitionen und die teilweise Abgeltung gemeinwirt­
schaftlicher Lasten;
die kommunalen Gebietskörperschaften durch ortsnahes 
Koordinieren, konkrete Ausgestaltung des öffent­
lichen Personennahverkehrs und Beachtung der je­
weiligen Finanzverantwortung.

Technischen Wandel nutzen

Vor uns liegen Chancen und Risiken. Wir wollen tech­
nischen Wandel für sozialen Fortschritt, den Schutz 
der Umwelt und neue Arbeit nutzen.

Wohlstand für alle, soziale Gerechtigkeit, innerer 
Frieden und eine zukunftsträchtige Energie- und
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civile Anwendung

üwweltpolitik sind untrennbar verbunden mit serial 
verantworteter wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
und wissenschaftlichem Fortschritt

T.ctal.eb« .snd.l
Technischer Wendel k.„„ nlclll durch

’ ZTr"*’1*''’ ',"ch •»«,«.

XZZ.T « •-«-i-wich«»ZZJ “M “* on.Uli.l.rt.r
nhung der Arbeitnehmer bei der BlnCOhrung 

von neuen Technologien.

Mnllr.”“’ ZU erreichen' wlrd eigenständige« 
Ministerium für Wissenschaft und Technologie gebildet.

Di.Umsetzung technologischer Entwicklungen in nutz­
bare und nützliche Produkte und Dienstleistungen 

.ÔÎi’m* “;uerauf’ab« der Wirtschaft. Die Politik und Gre" * GrUn<Ua9en 8ichem, Ziele formulieren 
dört . 7Cn/et’en- DCr techni-h* Fortschritt stöflt 
wo Ar^it86 7 Gren’en' *° °mWelt9efah«n drohen, 
^îhr^et werre “H” der Arbeitnehmer
g®fahrdet werden, wo das Recht auf die Verfügung
^r8Menn.cChher TZ" ‘lnf°""atl°"*“* Selbstbestimmung, 
der ZZ Z Z" gew*hrleistet ist. Zur Anpassung
Veränd den teChniachen Fortschritt, zu
«gerungen der Produktion.bedingungen und zu 

dem sich wandelnden Wettbewerb gibt es kein, »u
X.b"ch*Lu’"'”- “"d •»•‘■•■»h««- X” 
L..T •*" ‘“«"‘■«•en H.r.n.mrd.r™,.’
«"’“ün T ■‘C’’ “Kriterien orientieren:
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liches Handeln unterbunden werden. Das würde die 
Innovationsfähigkeit und die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft gefährden. Technischer 
Fortschritt iat zudem eng an daa öffentliche Bildungs- 
wesen und die ataatliche Technologieförderung ge­
bunden. Unser Ziel ist, die Rahmenbedingungen für 
wettbewerbsfähiges, arbeitsplatzschaffendes und 
umweltverträgliches Wirtschaften zu schaffen. Wir 
fördern deshalb besonders umweltfreundliche und 
ressourcenschonende Technik.

Beispiele für unsere Technologiepolitik sind:

- der Ausbau der bio-wlaaenschaftlichen Forschung 
in den Fachbereichen Biologie, Chemie, Medizin
und Physik an der Universität Mainz zu einem zweiten 
bi°-technologischen Schwerpunkt:

- der Aufbau eines Lehrstuhls für Arbeitsmedizin 
und Humanisierung der Arbeit;
der Aufbau eines geistes- und sozialwissenschaft-
lichen Schwerpunktes "Technik und Forschung- in 
Trier;
die Schaffung eines anwendungsorientierten Werk­
stoff technischen und Materialwissenschaftlichen 
Schwerpunktes an der Fachhochschule Rheinland-Pfals 
in Koblenz in Kooperation mit universitären For­
schungseinrichtungen in Kaiserslautern und Mainz;

- die Einbeziehung der Industrie im GroBraum Koblenz- 
Neuwied einschliefllich der keramiachen Industrie 
des Westerwaldes und der Edelsteinindustrie in 
dieses Vorhaben;

- die verstärkte Forschung im Hinblick auf Verbund­
stoffe und die faserverstärkten Kunststoffe in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt unter 
Berücksichtigung des Flugzeugbaues in Speyer;

- die Einbeziehung der Universität Kaiserslautern 
in Forschung und Entwicklung für "künstliche In­
telligenz";
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III. Wir wollen eine kinderfreundliche 
Chancen fflr die Zukunft <*»elt und gleiche

Kindern und Familien helfen

"urKÎndten fÖr Clne P°rtentwlckl“"9 der Kinderkliniken 
«u Kinderzentren ein. Unser Ziel ist, daß Eltern 
e ren erkrankten Kindern in einer Klinik bleiben

Z n r PaM1Ue Und «nd 18t •nt.ch.l-
dend für die Zukunft unsere. Landes. FÖr Familien
den o’ h “iCh «"d~ *"t»chei-
den. Deshalb wollen wir eine kinderfreundliche Umwelt.

Die Sorge um die Unverletzlichkeit des Leben, hat 
durch die Möglichkeiten der Gentechnologie eine neu. 
Dimension erhalten. Jede genetische Manipulation
ÖLneJWrllen Un<1 dle POr’Chu"* « Menschlichen Ebbry- 
zentralen’Ae8r^Ch «’S
zentralen Aufgaben der kommenden Jahre. Dem Schutz 
des geborenen und de. ungeborenen Leben, gilt un.er.
.^brünXrekSOr’e‘ Dle h°he 8aM der Sch*-"9er.ch.ft.- 

"an "iCht Ober da" Straf^.etzbuch 
vermindern. Bestrafung i.t keine Antwort auf die 
°^en u"d Wöte schwangerer Frauen. Wir halten die 

geltenden gesetzlichen Regelungen für bewdhrt und 
widersprechen den ver.chiedenen Absichten, .1« ,u
Staatn‘C?,r?h/nt’PreChende H1Ke “nd Beratun’ ™ 
Staat, Gemeinden «nd freien Trägern wollen wir Chancen 
eröffnen, sich fflr Kinder su entscheiden.

la1nedKtnadir8rrb<liCh’'elt «hein-
^hin’der ”* hOCh‘ «^Sterblichkeit,
Sderung von Kindern aufgrund von Ereignissen 
während der Schwangerschaft und der Geburt bedörfen 
einer intensiven Erforschung und der notwendigen 
Vorsorge im Gesundheitswesen.
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können, um sie su betreuen und su versorgen. Entspre­
chende Abteilungen sollen von der Ausnahme sur Regel 
werden.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird sich 
im Bund für ein einheitliches Kindergeld einsetzen 
und die sozialen Leistungen des Landes für Familien 
an den Einkommen orientieren. Wir lehnen jede finan­
zielle Förderung von Familien ab, die durch Steuer- 
freibeträge eine immer höhere Entlastung für höhere 
Einkommen bewirkt.

Mit Kindergärten praktisch fördern

Wie viele Kinder in einer Gruppe des Kindergartens 
oder in einer Schulklasse sind, wie lang der Weg 
sum Kindergarten und sur Schule ist - solche Bedin­
gungen des Alltages sind keine statistischen Größen. 
Sie entscheiden mit, ob sich Zuwendung und Engagement 
von Eltern und Ersiehern ungehindert entfalten können.

Gemeinsam mit den Kommunen und den freien Trägern 
wollen wir für ein ausreichendes Angebot an Kinder­
krippen, Kinderhorten und solchen Kindergärten sorgen, 
die ganztägig geöffnet sind - im Interesse der Kinder 
und als konkrete Hilfe für berufstätige Eltern. Dieses 
Angebot muß durch Tagesmütter für die Betreuung von 
Kindern ergänzt werden.

Kindergärten müssen in der Lage sein, schon frühzeitig 
Nachteile auszugleichen. Dazu bedarf es einer be­
sonderen finanziellen Förderung, um gezielte Hilfen - z.B. 
für behinderte Kinder oder die Kinder ausländischer 
Bürger - zu ermöglichen.

Ob eine Gesellschaft wirklich solidarisch ist, ent­
scheidet sich an ihrer Haltung gegenüber Behinderten. 
Für sie muß schon im Kindergarten, später in der 
Schule der beruflichen Bildung und der Arbeit bis 
hin zur Alterversorgung Hilfe geboten werden.
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Gleiche Chancen für alle Kinder

Durch Bildung werden moralische, intellektuelle, 
handwerkliche, soziale, kreative und ästhetische
Fähigkeiten entfaltet, auf die jeder Mensch sein 
Leben lang ein Recht hat. Dieser Anspruch auf Bildung 
darf auch nicht durch eine Orientierung an der späteren 
beruflichen Verwertung auf dem Arbeitsmarkt verkürzt 
werden.

Gleiche Chancen im Bildungswesen entwickeln die Zukunft 
unserer Kinder unabhängig von Geschlecht, sozialer 
Herkunft und Wohnort. Das verträgt sich nicht mit 
sozialen Barrieren, weder an den Schulen noch an 
den Hochschulen. Die CDU hat die Ausbildungsforderung 
zerstört und im Land noch nicht einmal Lernmittel­
freiheit verwirklicht. Beides muB geändert werden.

Eine demokratische und sosiale Gesellschaft braucht 
eine demokratische und soziale Schulform. Kinder 
sollen von klein auf lernen, miteinander und nicht 
gegeneinander Leistung zu erzielen, sich gegenseitig 
zu helfen und zu akzeptieren. Eine amnschliche Schule 
als Lebensraum für Kinder entwickelt alle Fähigkeiten 
und Neigungen glelchmäBig. Deshalb sollen Kinder 
gemeinsam länger zur Schule gehen, mindestens bis 
zum Ende der 6. Klassenstufe. So wird die Grundschule 
von ihrer Auslesefunktion befreit.

Je jünger die Schöler sind, umso körzer sollte der 
Weg zur Schule sein. Wir treten für kleine Klassen 
ein, aber nicht für die Schaffung neuer Zwergschulen. 
Wirtschaftliche Gesichtspunkte dürfen nicht zu uner­
träglich langen Transportwegen für Kinder und Eltern 
führen. Wir wollen eher die Lehrer zu den Kindern 
transportieren als die Kinder auf immer längeren 
Wegen zu den Lehrern.
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Wir werden, orientiert an den Einkommen, Lernmittel­
freiheit einfOhren. Knappe Zuschüsse wie bisher, 
die an der Kinderzahl orientiert sind, führen zu 
sozialen Ungerechtigkeiten. Wer bei einem oder mehreren 
Kindern Ober ein kleines oder mittleres Einkommen 
verfügt, braucht die Hilfe des Landes mehr als die 
Familie mit einem hohen Einkommen.

Die unterschiedliche Behandlung von SchOlern nach
Schularten bei den Fahrtkosten soll entfallen.

Wir streben eine Verbesserung der Unterrichtsbedin­
gungen an. Die Zahl der SchOler in einer Klasse soll 
25 möglichst nicht Oberschreiten. Das verbessert 
die Förderung des einzelnen. Unterrichtsausfall ist 
eine Verweigerung von Bildung. Es stehen viele ausge­
bildete Lehrer zur Verfügung. Ihre Arbeitslosigkeit 
ist nicht zu verantworten. Hier gilt wie in anderen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes, daü eine gleich­
mäßige Neueinstellung, verbunden mit tarifrechtlich 
vereinbarter Arbeitszeitverkürzung, neue Chancen 
für Beschäftigung eröffnet und einer Überalterung 
des Lehrkörpers und dem Lehrermangel der 90er Jahre 
vorbeugt. Die unsozialen kleinen Dienstverträge mit 
arbeitslosen Lehrern werden sofort aufgestockt.

Die Schule soll offen sein für die Mitwirkung der 
Eltern und der Schüler. Wir werden dafür die besteh­
enden gesetzlichen Möglichkeiten erweitern.

Wir wollen von der Gesamtschule als wohnortnaher 
Schule überzeugen, nicht sie verordnen. Wo Eltern 
Erfahrungen mit einer Gesamtschule sammeln können, 
ist der Zuspruch groß. Deshalb werden wir dort Gesamt­
schulen einrichten, wo die Eltern das wollen. Wir 
werben für Gesamtschulen, well sie Schülern und Lehrern 
Zelt läßt, die Entscheidung für einen bestimmten 
Bildungsgang auf sicherer Grundlage zu treffen.
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Wir werden dafOr sorgen, daS im dreigliedrigen Schul­
system die Hauptschulen und berufsbildenden Schulen 
den Realschulen und Gymnasien in Ausbau und in der 
Ausstattung nicht nachstehen.

Berufliche Bildung stärken

Sozialdemokraten wollen die gleiche gesellschaftliche 
Bewertung von beruflicher und allgemeiner Bildung. 
Aus diesem Grunde setzen wir den erfolgreichen AbschluB 
einer qualifizierten Berufsausbildung mit dem AbschluB 
der Sekundarstufe I (Mittlere Reife) gleich. Die 
erfolgreich abgelegte Meisterprfifung berechtigt zum 
fachbezogenen Fachhochschulstudium.

Die berufsbildenden Schulen sind in Rheinland-Pfalz 
sträflich vernachlässigt worden. Unterrichtsausfall, 
technisch unzureichende Ausstattung der berufsbildenden 
Schulen und mangelnde finanzielle Hilfe für die Aus­
stattung mit elektronischen Datenverarbeitungssystemen 
oder elektronisch gesteuerten Maschinen sind Kennzeichen 
dafür. Dafür werden wir Mittel des Landes einsetzen, 
nicht aber für die Förderung beispielsweise von privaten 
Fernsehversuchen.

Eine SPD-geführte Landesregierung wird MaBnataen 
ergreifen, um allen Jugendlichen ihr Recht auf Aus­
bildung zu sichern. Dazu gehören qualifizierte Aus­
bildungsplätze. Die dafür bestehende Förderung werden 
wir für Industrie, Handwerk und Gewerbe weiterentwickeln. 
Niemand soll in Zukunft ohne ausreichende Ausbildung 
in das Arbeitsleben eintreten.

Wir werden an berufsbildenden Schulen, insbesondere 
in benachteiligten Regionen, für Mangelberufe Voll- 
zeitausbildungsgänge anbieten. Besondere Aufmerksamkeit 
9Üt den Mädchen, deren Berufswahlchancen noch immer
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eingeschränkt sind. Mit gesielten FördermaBnahmen 
können wir Vorurteile gegen die Arbeit von Mädchen 
in sogenannten gewerblichen Berufen abbauen.

Die Inhalte der beruflichen Bildung massen so gestaltet 
werden, daB eine möglichst breite Grundlagenausbildung 
erfolgt. Sie ermöglicht den jungen Leuten im Laufe 
ihres Berufslebens, sich neuen Teilbereichen ihres 
Berufes zuzuwenden, sich weiter zu qualifizieren 
und sich den veränderten Herausforderungen in Technik 
und Gesellschaft zu stellen.

Ausgebildete junge Männer sollen in Arbeitsverhältnisse 
mindestens bis zur Einberufung zum Grundwehrdienst 
Übernommen werden. Wo dies nicht Ober Betriebe möglich
ist, sollen Beschäftigungs-GmbH's oder ähnliche Arbeits- 
Möglichkeiten helfen.

Der bezahlte Bildungsurlaub ist fOr Arbeitnehmer 
eine Voraussetzung für umfassende Weiterbildung. Auch 
Weiterbildungsformen, die der Stärkung der sozialen 
Demokratie dienen und das politische Verständnis 
fördern, bedürfen der finanziellen Unterstützung 
durch das Land. Dazu werden wir zunächst den entsprechenden 
Gesetzentwurf der SPD-Landtagsfraktion verwirklichen.

Die Hochschulen sichern

Hochschulen sind weit mehr als eine Stätte der akademischen 
Bildung 1. Anschluß an die Schule. Wir brauchen leistungs­
fähige Hochschulen, in denen durch Wissenschaft, 
durch Lehre, Forschung und Weiterbildung die Basis 
für unsere Zukunft gelegt wird.

Universitäten und Fachhochschulen müssen wir in die 
Lage versetzen, ihren Aufgaben in Forschung und Lehre 
besser als bisher nachzukommen. Die Unabhängigkeit 
von Forschung und Lehre muß streng beachtet werden,
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auch beim Einsatz von Drittmitteln. Autonomie ist 
die Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit unserer 
Hochschulen. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit Problemen der gesellschaftlichen, technischen 
und industriellen Entwicklung können wir durch Dialog 
und Ober zusätzliche Hilfen erreichen.

Der Zugang zu den Hochschulen soll unbehindert von 
sozialen Zwängen sein. Wir erwarten vom Bund eine 
Wiederherstellung der Ausbildungsförderung. Sogenannte 
"Elitestudiengänge" werden wir aus den Hochschulgesetzen 
streichen.

Alle Gruppen der Hochschulen, Professoren, wissen­
schaftliche Mitarbeiter, nichtwissenschaftliche Mit­
arbeiter und Studenten müssen angemessen an Entschei­
dungsprozessen beteiligt sein.

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
(Graduiertenförderung, Stellenstruktur), von zentraler 
Bedeutung für die Wissenschaft, muB nachhaltiger 
betrieben werden. Die Benachteiligung von Frauen 
ist vor allem in bezug auf den akademischen Nachwuchs 
abzubauen.

Die Hochschulen in Rheinland-Pfalz dOrfen in ihrer- 
Sachmittelausstattung nicht länger das SchluBlicht 
in der Bundesrepublik bilden. Zusätzliche Mittel 
für Investitionen, Bibliotheken und Großgeräte sind 
sowohl für eine breite Förderung als auch schwer- 
punktmäBige Unterstatzung von Lehre und Forschung 
die entscheidende Voraussetzung.

Die gezielte Förderung im Bereich neuer Technologien 
muß durch Unterstützung der Geistes- und Gesellschafts­
wissenschaften ergänzt werden. Nur so können diese
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ihre Aufgabe als eigenständiger Dialogpartner der 
Naturwissenschaften erfüllen.

Die Zusammenarbeit und Abstimmung der Hochschulen 
des Landes muß verstärkt werden. Die Probleme der 
EWH sind nur im Rahmen der gesamten Hochschullandschaft 
des Landes su lösen. Wir fordern eine Reform der
Lehrerausbildung, die sich an den Schulstufen und 
nicht an den Schularten orientiert. Die Wettbewerbs­
fähigkeit aller Hochschulen im Hinblick auf ihr Studien­
angebot und Forschungsprofil muß mittel- bis lang­
fristig gesichert werden. Die unterschiedliche Auf­
gabenstellung der Universitäten und der Fachhochschulen 
darf sich nicht verwischen.

Wir werden für den notwendigen Informationsaustausch 
zwischen Hochschulen und Wirtschaft (über den Technologie­
transfer hinaus) bei Forschungsplanung sorgen, der 
insbesondere im Rahmen der Forschungsförderung durch 
die EG notwendig wird. Der Austausch von ’Köpfen’ 
muB durch begrenzte ’Forschungsaufenthalte’ von Mitarbeitern 
ewerkschaft, Industrie, Handel, Verwaltung und Schule in den 
Hochschulen realisiert werden. Hochschullehrer sollen 
’Freisemester* nicht nur an Universitäten, sondern 
auch in anderen Einrichtungen verbringen können.

Nit Hilfe der Hochschulen soll ein Informationssystem 
aufgebaut werden, da. jedem Bürger und allen Bereichen 
der Gesellschaft kostengünstig Zugriff auf alle öffent­
lich zugänglichen Datenbanken ermöglicht. Dadurch 
•oll, ähnlich der Einrichtung öffentlich zugänglicher
Bibliotheken, der Zugriff zu Wissen und Information 
nicht einigen wenigen zahlungskräftigen Personen 
oder Einrichtungen Vorbehalten bleiben.

aus
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Weiterbildung ermöglichen

Arbeitszeitverkürzung, der rasche Wandel unserer
Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie eine lower arbeite 
teiliger und komplizierter werdende Welt machen lebens­
langes Lernen nötiger denn je. Weiterbildung ist 
ein Schwerpunkt sozialdemokratischer Bildungspolitik. 
Modelle für echte Weiterbildungsstudiengänge aus 
der Berufspraxis, d.h. nicht allein im AnschluB an 
ein Erststudium und berufsbegleitende Studienmög­
lichkeiten sollen zusammen mit den Hochschulen ent­
wickelt werden. Das bestehende Landesgesetz über 
die Weiterbildung genügt diesen Zielen nicht und 
wird entsprechend geändert. Gemeinsam mit den Trägern 
der Weiterbildung und den Gemeinden streben wir auch 
im finanziellen Bereich eine Verbesserung der Möglich­
keiten zur Weiterbildung und beruflichen Fortbildung 
an.

Jugend und Gesellschaft

Fragen nach der Zukunft der Arbeit, der technologischen 
Entwicklung, dem gezielten Schutz der Umwelt und 
der Menschlichkeit unserer Gesellschaft werden in 
der Jugendpolitik und Jugendhilfe der Sozialdemokraten 
in Rheinland-Pfalz eine entscheidende Rolle spielen.

Dazu gehören neben der Chance zu einer umfassenden 
schulischen und beruflichen Bildung vor allem die 
Möglichkeit einer sinnerfüllten, selbstbestizwten 
Arbeit.
Jugendliche müssen die Chance und die Freiheit haben, 
ihre Talente zu entwicklen und eigene Wege durchs 
Leben zu finden.

Hierzu bedarf es der gesetzlichen Regelung für die 
Freistellung zur Teilnahme an Bildungs- und Jugend­
freizeitveranstaltungen für junge Arbeitnehmer. Die
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Förderung für die außerschulische Jugendbildung muß 
entscheidend verbessert und ein Anspruch auf bezahlten 
Sonderurlaub für Jugendgruppenleiter eingeführt werden 
Nur so können die bestehenden Jugendgruppen ihrer 
wichtigen Aufgabe auch in der Zukunft gerecht werden.

Diese Jugendverbandsarbeit und die offene Jugendarbeit 
werden wir gemeinsam mit den Gemeinden stärker fördern.

Für viele junge Menschen ist das Thema Wehrgerechtig­
keit von großer Bedeutung. Sozialdemokraten werden
«Z :.!lntreten' daß 1U,”e Men8che"' dle ihren Wehr- oder 
Zivildienst geleistet haben, in ihren weiteren beruf­
lichen Möglichkeiten nicht eingeschränkt werden. Den 
Wehrdienst oder den Einsatz von Frauen in der Bundes­
wehr - auch in freiwilliger Form - lehnen Sozial­
demokraten ab. Den Zivildien.tleistenden kommt im 
Bereich der sozialen Dienste eine erhebliche Bedeutung 
«u. Die. muß man den Bürgern unseres Landes deutlich 
■achen, um eine entsprechende Anerkennung auch des 
Zivildienstes zu erreichen.

Eine SPD-Landesregierung wird bei den Kommunen anregen, 
Jugendliche stärker .1. bisher an den für sie bedeu!- 
■amen Entscheidungen zu beteiligen. Die Schaffung 
von Jugendgemeinderäten al. Modell für eine stärkere 
Beteiligung Jugendlicher 1st ein Weg in diese Kichtung 
und soll weiterentwickelt werden.
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IV. Wir wollen auf der Grundlage aosialer Gerechtigkeit 

Zusammenleben

Sorlale Gerechtigkeit lat der Ausdruck von Respekt 
und Anerkennung gegenüber den Älteren und der Soli­
darität mit den Schwächeren. Dafür müssen die finan­
ziellen Grundlagen auch dann gesichert bleiben, wenn 
sich der Zahl nach das Verhältnis zwischen arbeitenden 
und älteren Menschen verändert.

Die besondere Zuwendung vieler in Krankenhäusern, 
Sozialstationen, Altenheimen oder in der Hilfe für 
Schwache und Behinderte gibt unserer Gesellschaft 
ein menschliches Gesicht. Dafür wollen wir Ermutigung 
geben, auch durch klare Grundlagen in der Sozialpolitik 
des Landes.

Neue Grundlagen für soziale Sicherheit schaffen

Der Anteil der älteren Menschen an der Gesamtbe­
völkerung steigt. Der Obergang vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand beginnt heute schon im 58. Lebensjahr 
und früher. Wenn Menschen aus den Erwerbsleben aus­
scheiden, haben sie noch etwa 20 Lebensjahre vor 
sich, die sie aktiv, nach eigenen Vorstellungen und 
auf der Grundlage ihrer Lebens- und Berufserfahrung 
verbringen wollen.

Materielle Sicherheit ermöglicht ein selbstbestlsmites 
Leben, auch im Alter. Soziale Leistungen sollen den 
Lebensstandard im Alter, bei Erwerbsunfähigkeit und 
bei Arbeitslosigkeit sichern. Die Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und der Bundesanstalt 
für Arbeit sollen künftig eine soziale Grundsicherung 
bewirken. Rentenversicherung und Bundesanstalt sollen 
also neben ihrer Funktion als Versicherung auch die
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Aufgabe übernehmen, im Falle nicht ausreichender 
oder fehlender Versicherungsleistung vor Armut durch 
zusätzliche Geldleistung zu schützen. Sozialhilfe 
wird dadurch in aller Regel überflüssig.

Die Leistungen der sozialen Grundsicherung bleiben 
einkommensbezogen. Dabei wird Einkommen und Vermögen 
wie heute schon angerechnet. Im Unterschied zur heu­
tigen Sozialhilfe sollen jedoch Unterhaltsverpflichtete 
(Eltern und Kinder) nicht herangezogen werden, es 
«ei denn, sie leben mit dem Berechtigten tatsächlich 
in einer Haushaltsgemeinschaft.

Der Verw.ltungsaufw.nd wird durch soziale Grundsi­
cherung wesentlich geringer, Im Unterschied zur heu­
tigen Sozialhilfe wird im engeren Sinne kein indivi­
dueller Bedarf geprüft, sondern nur Einkommen ange­
rechnet. Die soziale Grundsicherung soll ein menschen­
würdige. Leben gewährleisten und soziale Ausgrenzung 
verhindern. Dazu ist gegenüber der Sozialhilfe ein 
besseres Niveau der Grundsicherung erforderlich.

Auf diese Weise wollen wir verhindern, daß immer 
mehr ältere Menschen trotz Rente arm sind.
Wer höhere Ansprüche au. der Rentenversicherung oder 
•us einer Pension erworben hat, behält diesen Anspruch

V- die soziale Grund.icherung zu verwirklichen, muß 
le Rentenversicherung auf eine neue finanzielle

Grundlage gestellt werden. Dazu muß der Bund seine 
Leistungen erhöhen.

le Beiträge der Arbeitgeber zur Rentenversicherung 
•ollen eine neue Grundlage erhalten. Maschinen und 
utomaten, die menschliche Arbeitskraft in immer

zurrsLT1ü,,’fan9 Verdrän’en' ebenfalls Beiträge
Sozialversicherung erwirtschaften. Dadurch erhält
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die sociale Sicherheit eine breitere und solide Grund­
lage» die an der Wertschöpfung der Betriebe orien­
tierten Beiträge der Arbeitgeber entlasten sugleich
das Handwerk und andere Betriebe, die nicht ratio­
nalisieren können.

Wir werden dafür ebenso nachdrücklich eintreten wie
dafür, daß die Zeiten der Kindererziehung allen Frauen 
bei der Rente gleichermaßen anerkannt werden.

Leben im Alter

Nach der Erwerbstätigkeit sollen ältere Bürgerinnen und Bürger dis 
Möglichkeit einer sinnvollen Beschäftigung behalten.
Erfahrung, Wissen und Einsatzbereitschaft der Alteren 
können für die Gesellschaft von großen Nutzen sein.
Ältere Menschen sollen gleichberechtigt am gesell­
schaftlichen und politischen Leben teilhaben.

Um möglichst lange ein eigenständiges Leben zu ermög­
lichen, entwickeln wir neue Wohnformen wie Alten­
wohnheime und Wohnheimgemeinschaften. Solche Modelle 
wird eine sozialdemokratische Landesregierung fördern.
Dabei sollen die Träger auch auf mobile soziale Hilfs­
dienste zurückgreifen können, die das Leben in der 
eigenen Wohnung auch bei eingeschränkter Bewegungs­
fähigkeit ermöglichen.

Die vorhandenen vielfältigen Beratungsdienst« gehen
auf die Bedürfnisse der älteren Bürger ein. Des gilt 
im Bereich der Gesundheitsvorsorge, der Verbraucher­
beratung und bei der Beratung in sozialen Fragen.

Ältere Bürgerinnen und Bürger haben Anspruch darauf, von 
organisierten Diensten und öffentlichen Verwaltungen als 
gleichberechtigte Partner anerkannt und behandelt zu werden.
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Di® Sozialstationen leisten einen hervorragenden
Dienst. Ihre Tätigkeit unterstützen wir nachdrücklich.

i Die Sozialstationen und die Mobilen sozialen Hilfs-
' dienste helfen Alteren Menschen, die nicht im engeren

sinne pflegebedürftig sind und ermöglichen damit 
eine freie Entscheidung zwischen dem Leben in der 
gewohnten Umgebung oder dem Wohnen in einem Altenheim.

In Zukunft wird in unserer Gesellschaft eine wachsende 
Zahl Älterer Menschen leben. Daraus entstehen Kosten, 
die eine Pflegeversicherung erfordern. Eine solche
Pflegeversicherung ist ein gesamtgesellschaftliches
Problem. Sie kann nicht allein zu Lasten der Solidargemein- 
schaft der gesetzlichen Krankenversicherung gehen.
Dafür werden wir im Bundesrat eintreten. Eine solche
Versicherung bringt nicht nur die Kosten für die
Pflege alter Menschen - im eigenen Heim oder im Alterspflegeheim - 
auf, sondern finanziert für die Pflegepersonen aus
der eigenen Familie einen Anspruch auf Altersversorgung 
und Krankenversicherung.

Darüber hinaus sollen für seitweilig pflegebedürftige
Menschen in den Altenheimen entsprechende Betten 
bereitstehen. Sie ermöglichen zugleich, daß Pflege­
personen im Falle eigener Krankheit oder zur Wieder­
herstellung und Erhaltung der eigenen Gesundheit,
Urlaub oder Kur einplanen können. Solche Möglichkeiten 
sind Voraussetzung dafür, daß sich auch Familien­
angehörige für die Pflege alter oder behinderter
Menschen in vollem Umfang entscheiden können.

Das Landespflegegeld als ErgAnzung der Leistungen 
des Bundessozialhilfegesetzes hat dabei eine wichtige
Funktion. Wir werden prüfen, wie diese Leistungen 
stArker als bisher am Einkommen orientiert werden 
können. Die derzeitige gesetzliche Praxis einer Warte­
frist von 13 Monaten ist menschenunwürdig.
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Selbsthilfe und gegenseitige Hilfe in der Gestaltung 
der Preizeit werden inner wichtiger. Dazu dienen 
Altentagesstätten. Eine gezielte Planung des Bedarfes 
von Altenheimen und Altenheimpflegeplätzen ist Grundlage 
der Finanzierung dieser Einrichtungen durch das Land.

FOr Gesundheit vorsorgen

Eine entscheidende Voraussetzung fOr die soziale
Sicherheit der Menschen in unserem Lande ist eine 
ausreichende ärztliche, fachärztliche und stationäre 
Versorgung kranker Menschen. Mir werden darauf achten, 
daß neben der Behandlung von Krankheiten in zunehmenden 
Mafle die Vorbeugung und gesundheitliche Aufklärung 
an Bedeutung gewinnen.

Gesundheitspolitik ist eine gesellschaftliche Aufgabe, 
die nicht reduziert werden darf auf reine Kostendämpfung. 
Hohe Reibungsverluste durch weitgehend isolierte
Versorgungsbereiche, mangelnde Koordination, Kooperation, 
Kosten- und Leistungstransparens und ein unkontrolliertes 
wachsendes Oberangebot an gesundheitlichen Leistungen 
machen das Gesundheitswesen teuer und bei der Fortsetzung 
dieses Trends schon mittelfristig unfinanzierbar.

Die ärztlichen Leiatungen sollen für den Kranken 
transparenter sein und einer besseren Kontrolle der 
Krankenkassen zugänglich werden. Die Kosten des Gesund­
heitswesens dürfen nicht weiterhin schneller steigen 
als die allgemeinen Einkommen. Deshalb muB im Bereich 
der pharmazeutischen Versorgung entscheidendes ver­
ändert werden. Den Krankenkassen muB ein Verhand­
lungsrecht über die Kosten und über die Neuzulassung 
von Arzneimitteln und medizinischen Artikeln eingeräumt 
werden.
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In Rheinland-Pfalz besteht ein Dberhang an Kranken­
hausbetten. Wir werden dafür sorgen, daB die notwendige 
Rückführung von Krankenhausbetten in Abstimmung mit 
den Trägern, den betroffenen Kommunen und dem Personal 
dieser Häuser vorgenommen wird. Dazu dient auch eine 
stärkere Mitbestimmung der Krankenkassen selbst. Eine 
Politik, die diese Probleme auf dem Klicken des länd­
lichen Raumes und der kleineren Krankenhäuser austrägt, 
ist unverantwortlich. Regionale Ungleichgewichte 
in der Krankenhausversorgung sind zu berücksichtigen. 
Nachdem seit 1977 kein verwertbarer Krankenhauszielplan 
mehr vorliegt, werden wir unverzüglich einen neuen 
Zielplan aufstellen. Es ist zu prüfen, inwieweit 
im Bereich der Akutkrankenhäuser nicht mehr benötigte 
Betten für die zunehmenden Aufgaben der Alterspflege 
genutzt werden können.

Neben der medizinischen Versorgung muB in den Kranken­
häusern und Pflegeeinrichtungen die Personalausstattung 
menschliche Zuwendung ermöglichen. Deshalb dürfen 
such sterbende Menschen nicht in die Anonymität von 
Krankenhauszimmern abgeschoben werden.

Besonderer Beachtung bedarf auch die Behandlung von
Menschen mit psychischen Leiden. Die psychiatrischen
Kliniken sind deshalb besser auszustatten. An Krankenhäusern 
der Allgemeinversorgung können psychiatrische Abteilungen 
sngegliedert werden.

Die Versorgung kranker Menschen in den Krankenhäusern 
-ÜB ergänzt werden durch ein wirksames Rettungswesen. 
Hier leisten viele Bürger einen unverzichtbaren ehren­
amtlichen oder hauptberuflichen Dienst.

Die Niederlassung vor allem von Fachärzten im länd­
lichen Bereich ist durch gezielte Maßnahmen zu fördern. 
Hine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den 
kommunalen Gebietskörperschaften, den Krankenkassen, 
den kassenärztlichen Vereinigungen und den Trägern 
von Gesundheitseinrichtungen mit der Landesregierung 
kann bestehende Schwierigkeiten beseitigen. Eine
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sozialdemokratische Landesregierung wird in Binsel- 
fällen, in denen die Niederlassung von Fachärzten 
auf Schwierigkeiten stöot, mit den berufsständischen 
Organisationen Kontakt aufnehmen. Dabei werden die
Möglichkeiten des Gesetzes Ober die Weiterentwicklung 
der Krankenversicherung ausgeschöpft.

Der öffentliche Gesundheitsdienst ist für Gesund- 
heitsaufklärung, -erziehung und -vorsorge imer wichtiger. 
Zusammen mit der Verbraucherberatung niiust er zusätz­
liche Aufgaben, beispielsweise in der Beratung zu 
gesunder Ernfihrung, wahr.
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V. Wir wollen die wirtschaftliche Kraft des Landes stärken

Handwerk und Mittelstand

Neben erfolgreichen Industrieunternehmen ist die 
rheinland-pfälzische Wirtschaft durch Handwerk und 
mittelständische Betriebe stark geprägt. In 38.000 
Betrieben werden rd. 260.000 Menschen beschäftigt 
und 46.000 Jugendliche ausgebildet. Damit stellt 
alleine das Handwerk 42 t aller Ausbildungsplätze. 
Im Handwerk wird ein Umsatz von über 25 Mrd. DM erwirt 
•chaftet. Es liegt im Interesse der Stabilität von 
Ausbildung und Beschäftigung sowie der Qualität von 
Produktion und Dienstleistung, wenn Handwerk und 
Mittelstand wirtschaftspolitisch stärker ins Zentrum

Besonders notwendig 1st eine Verbesserung der Eigen­
kapitalausstattung der mittleren und kleinen Unter­
nehmen. Eine sozialdemokratische Landesregierung 
befürwortet die Einführung einer steuerstundenden 
Investitionsrücklage, die deutliche Anhebung der 
Kostengrenze für sofort abschreibungsfählge gering­
wertige Wirtschaftsgüter und die bessere steuerliche 
Behandlung von wieder investierten Gewinnen. Modelle 
der Abschaffung der Gewerbesteuer führen nicht nur 
«r Aushöhlung der gemeindlichen Pinanzen, sondern 
bewirken auch eine erhebliche Verzerrung im Wettbewerb. 
Denn nur 1 « der Gewerbebetriebe in Rheinland-Pfalz 
ezahlt schon 63 « des gesamten Gewerbesteuerauf- 
ononens. Die Abschaffung der Gewerbesteuer begün- 

■tigt im wesentlichen kapital- und ertragsstarke 
Unternehmen. Wir in Rheinland-Pfalz treten angesichts 
« rtschaftsstruktur unseres Landes für gezielte 

Entlastungen von Handwerk und Mittelstand ein.
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Deren Notwendigkeit wird auch durch die hohe fahl 
von Insolvenzen unterstrichen. Das System der Hilfen 
bei Existenzgründungen, der Förderung neuer Tech­
nologien und der Beratung muB gestrafft und von büro­
kratischer Kompliziertheit befreit werden. Modelle 
der Zusammenarbeit von Handwerks- und mittleren Be­
trieben in Arbeitsgemeinschaften für den Einkauf, 
für die Erledigung größerer Aufträge oder für g—ein- 
same Zulieferung werden wir fördern, u.a. durch Bürg­
schaften und gemeinsam mit der Kreditwirtschaft.

Handwerk und Mittelstand können nur begrenzt oder 
gar nicht rationalisieren. Die Belastung mit Lohn­
nebenkosten nimmt deshalb für lohn- und beschäftigungs­
intensive Betriebe zu. Im Interesse dieser Betriebe 
und zur Sicherung einer dauerhaften Finanzierung 
der sozialen Gerechtigkeit treten wir für eine Umge­
staltung der Arbeitgeberbeiträge ein. Sie sollen 
nicht mehr an der Lohn- und Gehaltssumaw, sondern 
an der Wertschöpfung der Unternehmen
orientiert werden. Das führt zu finanzieller Entlastung 
der beschäftigungsintensiven Betriebe und zu mehr 
Wettbewerbsgleichheit gegenüber den ertragsstarken 
kapitalintensiven Unternehmen (dazu äuBern wir uns 
auch im Zusammenhang mit Fragen der sozialen Gerechtig­
keit) .

Die rasche technische Entwicklung wird für Handwerk 
und Mittelstand zu einer groBen Herausforderung. Ohne 
präzise Beratung und den Transfer technischen Wissens 
können viele Betriebe den technischen Wandel nur 
schwer bewältigen. Eine sozialdemokratische Landes­
regierung wird für stärkeren Informationsaustausch 
zwischen Universitäten, Fachhochschulen und dem Hand­
werk auf der Grundlage betrieblicher und beruflicher 
Belange sorgen. Dem Informationsaustausch innerhalb
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des Handwerkes dient auch die Durchführung einer 
Handwerkernesse in Rheinland-Pfalz.

Die Beratung! Unterstützung und Förderung der Wirt­
schaft muß gestrafft und konzentriert werden. Gemeinsam 
mit den Kammern des Handwerkes, der Industrie und 
des Handels werden wir - auch zur Koordination der 
Förderprogramme des Bundes und der EG - ein "Haus 
der Wirtschaft" anstreben.

Die Maßnahmen zur Sicherung der Investitionskraft 
und der Wettbewerbsfähigkeit von Handwerk und mittleren 
Betrieben müssen ergänzt werden durch eine konsequente 
Bekämpfung der illegalen Leiharbeit und der
Schwarzarbeit. Dazu werden wir gemeinsam
Initiativen mit den zuständigen Bundesbehörden, der 
Gewerbeaufsicht, den Arbeitsämtern und Krankenkassen 
ergreifen.

Bine sozialdemokratische Landesregierung wird Vor­
schriften erlassen, die die Vergabe öffentlicher 
Aufträge für die heimische Wirtschaft wettbewerbsgleich 
regeln.

Wir werden eine Verschärfung der Vorschriften, ins­
besondere in der Baunutzungsverordnung, anstreben, 
um den Verdrängungswettbewerb von großen Einkaufs­
märkten insbesondere gegenüber Handwerk und Einzel­
handel zu stoppen. In Ober 1.000 rheinland-pfälzischen 
Gemeinden fehlen heute schon Einzelhandelsgeschäfte, 
z.B. Bäckereien oder Metzgereien. Mit Hilfe des Kartell­
rechtes und der Regionalplanung werden wir dazu bei­
tragen, daß die Verbraucher auch in Zukunft ein viel­
fältiges Angebot vorfinden und der Fortbestand selb­
ständiger Handwerks- und Handelsbetriebe gewährleistet 
wird.
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Unsere Politik zur Förderung der Wirtschaft ist an 
den Regionen und den dort vorhandenen Kräften ausge­
richtet (dazu nehmen wir im einzelnen Stellung im 
Zusammenhang mit unseren regionalpolitischen Vor­
schlägen ).

Eine sozialdemokratisch Landesregierung wird auSerdem 
Initiativen dafür ergreifen, daß die Ausbildungs­
leistung der Betriebe angemessen berücksichtigt wird. 
Dazu gehört eine gerechtere Verteilung der Ausbildungs­
kosten. Der finanzielle Vorteil soll bei den Betrieben, 
die nicht ausbilden wollen, abgeschöpft werden.
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Die Landwirtschaftspolitik umstellen

Landwirtschaft, Wein- und Gartenbau sichern die Versorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln zu angemessenen
Preisen, erhalten die Kulturlandschaft und sind damit 
eine wichtige Existenzgrundlage ganzer Regionen.

Die Einkommenslage in der Landwirtschaft hat sich
in den vergangenen Jahren stetig verschlechtert; 
zahlreiche Betriebe kämpfen um ihre Existenz. I960 
wurden in Rheinland-Pfalz noch 168.000 landwirtschaft­
liche Betriebe gezählt, 1985 waren es nur noch 58.500 
Betriebe. Fehlentwicklungen in der Landwirtschaft 
hängen unmittelbar mit Versäumnissen im eigenen Land 
und mit Fehlentwicklungen der europäischen Agrarpolitik 
zusammen. Deren Subventionssystem provoziert hohe
Überschüsse, ohne daß für viele landwirtschaftliche
Familienbetriebe die Existenzgrundlage gesichert
wurde. Sie ist für den Steuerzahler außerordentlich 
teuer geworden. Die Landwirtschaftspolitik muß so 
umgestellt werden, daß angemessene Preise für die
erzeugten Produkte und direkte Einkommenshilfen zusammenwirkend 
die Existenz der Familienbetriebe sicherstellen.
Der Strukturwandel in der Landwirtschaft ist öffentlich 
zu fördern. Die Landbewirtschaftung im Nebenbetrieb 
ist in die Förderung einzubeziehen.

Ein typisches Beispsiel verfehlter Agrarpolitik ist 
die geltende Regelung der Milchquote. Bei deren Verteilung 
wurde weder auf regionale Besonderheiten (von Natur 
aus benachteiligte Gebiete in Rheinland-Pfalz rund
60 »h noch auf die wirtschaftliche Situation des 
einzelnen Betriebes Rücksicht genommen. Auch der 
nachgeschobene Härteausgleich konnte diesen Mangel
nicht beheben. Für die restliche Dauer der Milchkontingentierung 
wird eine sozialdemokratische Landesregierung sich 
dafür einsetzen, daß es zu einer regionenbezogenen 
Quote kommt, um insbesondere die benachteiligten
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Betriebe, die keine Produktionsalternative haben, 
in ihrer Existenz zu sichern. Um das Herauskaufen 
von Quoten aus diesen Regionen zu verhindern, sind 
wir gegen eine freie Handelbarkeit von Milchquoten. 
Noch notwendige QuotenkOrzungen sind nach regionalen, 
ökologischen und sozialen Gesichtspunkten zu differenzieren. 
Nach gleichen Gesichtspunkten ist ein längerfristiger
Einkommensausgleich für Quotenkürzungen zu staffeln.

Alle konkreten einzelnen Maßnahmen der Agrarpolitik 
müssen an einer flächengebundenen Landwirtschaft 
ausgerichtet sein. Wir müssen die gesunden Familien­
betriebe vor den Agrarfabriken sichern. So werden 
die ökonomischen und die ökologischen Interessen 
am besten in Übereinstimmung gebracht.

Die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe kann durch
Formen der Kooperation - wie mit den Maschinenringen 
erfolgreich begonnen - gestärkt werden. Auf diese
Weise werden Betriebsmittel und Kapital sparsam und 
rationell eingesetzt und den Landwirten zugleich
Freiraum, etwa für Fortbildung, Kur oder Urlaub, 
geschaffen.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird neue
Produkte und Vermarktungsformen fördern. Dazu 1st 
die Zusammenarbeit mit den entsprechenden Institutionen 
der Agrarwirtschaft notwendig. Allerdings wird eine 
verstärkte Erzeugung und Verwendung von nachwachsenden 
Rohstoffen die Agrarkrise nicht lösen. In vielen
Fällen entstehen neue Umweltrisiken durch Monokulturen. 
Deshalb werden wir solche Vorschläge nur verfolgen, 
wenn die beschriebenen Mängel vermieden werden können.

Wir werden die Beratung landwirtschaftlicher Betriebe 
erweitern und auf eine solidare landwirtschaftliche
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Sozialpolitik hinwirken. Weitere Bienente der Einkommens­
sicherung sind die Abgeltung von Leistungen im Naturschutz 
und in der Landespflege sowie die Sicherung der Hofnachfolge 
durch ein Programm für Junglandwirte. Gegebenenfalls 
auch durch ein vorgezogenes Altersgeld für Landwirte.

l«endwirtachaf t und Naturschutz sind genauso wenig
Widersprüche wie Arbeit und Umwelt. Dem muü das Land 
auch in der Flurbereinigung Rechnung tragen. Die
Forderungen des Naturschutzes und der Landespflege
müssen bei Flurbereinigungsverfahren stärker beachtet 
werden, wie etwa Sicherung von Biotopen, Feuchtwiesen,
Mooren usw. Grünland soll möglichst nicht umgebrochen 
werden.

In Rheinland-Pfalz werden etwa 50 » der Fläche landwirt­
schaftlich genutzt, zusammen mit der Forstwirtschaft 
mehr als 85 ». Eine umweltverträgliche Landwirtschaft 
mit stärkerer Bindung an die Fläche hat deshalb besondere 
Bedeutung. Sie schützt die Böden und Gewässer und 
wirkt dem Verlust von Tier- und Pflanzenarten entgegen. 
Sie kann auf chemische Pflanzenbehandlung weitgehend 
verzichten und den biologischen Pflanzenschutz wirksam 
einsetzen. Ein natürliches Verhältnis von Tierbesatz
zur Nutzfläche wirkt der Konzentration bei der Tierhaltung 
und einem übermäßigen Einsatz von chemischem Dünger 
entgegen. Ein natürlicher Wechsel in der Fruchtfolge 
verhindert ebenso die einseitige Ausbeutung der Böden 
wie sie der Erosion und der Bodenverdichtung entgegenwirkt.
Bäuerliche Betriebe sind bei der Umstellung auf ökologischen Land­
bau und natürliche Tierhaltung zu fördern.

Den Winzern direkt helfen

Die ungewöhnlich schwierige Lage im Weinbau erfordert Sofortmaß- 
nahmen. Eine sozialdemokratische Landesregierung wird zur Stabi­
lisierung des Marktes und der Preise die notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, damit der wirtschaftliche Druck und damit der Zwang 
zum Verkaufen im Herbstgeschäft drastisch gemindert wird. 
Wir werden den Bürgschaftsrahmen deutlich erweitern, 
damit Winzern bei der Rettung existenzgefährderter
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Betriebe wirksam geholfen wird. Damit sollen sowohl 
Investitionen wie Betriebsmittel abgesichert werden. 
Die Wiederherstellung der wirtschaftlichen Kraft 
der Betriebe ist vor allem dann vordringlich, wenn 
damit auch die Betriebsnachfolge an Jungwinzer ge­
sichert werden kann.

Wir werden die Förderpolitik des Landes auf die Er­
zeuger und ihre Belange umstellen. Der Einstieg in 
die Genossenschaften und echte Erzeugergemeinschaften 
soll erleichtert werden.

Maßnahmen zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz 
im Weinbau milssen einhergehen mit einer Wiederher­
stellung des Vertrauens in den deutschen Wein. Dazu 
ist ein langfristiges Konzept notwendig. Kurzatmige 
Werbeaktivitäten dienen diesem Ziel nicht. Eine lang­
fristige Sicherung der Qualität ist nur möglich, 
wenn es gleiche Wettbewerbsbedingungen gegenüber 
dem Auslandswein gibt. Wir werden die schweren Versäum­
nisse bei der Kontrolle des Auslandsweines aufarbeiten. 
Die Einhaltung bestehender Gesetze ist wichtiger 
als ständig neue Vorschriften.

Maßnahmen zur Sicherung von Qualität und Preis im 
Weinbau (wie Oberlagerungsfähige, differenzierte 
Ertragsregelungen oder Kontrollzeichen, die flächen­
bezogene durch verkaufsorientierte Abgaben ersetzen!, 
müssen verbunden werden mit besonderen Bilfen (z.B. 
beim Steillagenweinbaul und einem langfristigen Marketing­
konzept, das Fremdenverkehr und Gastronomie einbezieht.

Wer mit betrügerischen Manipulationen die Existenz 
anderer gefährdet, soll hart bestraft werden. Eine 
sozialdemokratische Landesregierung wird Vorschläge 
zur vollständigen Abschöpfung betrügerischer Gewinne 
im Bundesrat einbringen.
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Der Wald ist Erholungsraum

mit dem

Bewirt-
Land

bisherigen
Deshalb wollen wir

(z.B.
Quali-
Forst-

im Landesforstgesetz verankern.

Bine sozialdemokratische Landesregierung wird sich 
** J!*"" _WeinbauP°liti’' am Sachverstand der Winzer

deshalb
i Interesse

auf der Grundlage der Saarbrücker Leitsätze entwickeln, 
die gemeinsam mit Winzern und ihren Verbänden for­
muliert wurden. Ausführlich informiert darüber das 
detaillierte Programm der SPD zur Weinbaupolitik
das sioh i„ zahlreichen Initiativen im Landtag Rheinland- 
Pfalz niederschlug.

Wir treten für eine gleichrangige Förderung der 
Schaffung des nichtst.atllchen Waldes durch das 
ein. Seine Funktionen lassen sich unter der Last 
lebensbedrohender Schadstoffe nicht mi 
Instrumentarium alleine sichern. _n
die notwendigen und möglichen Vorsorgemaßnahmen 
Stärkung der biologischen Schädlingsbekämpfung, 
tatssicherung von resistenten Saatgut, gezielte 
Schadensforschung) j- - •

und d?ld hat f°r MeMCh U"d 0W*elt eine Schutzfunktion 
Politik"^ 2U’1fiCh a18 Brholun9sraun'- eine gezielte 

tik der Luftreinhaltung kann Schäden im Wald 
grenzen und vermindern, forstliche Maßnahmen sollen 

kZ?tBMtand erhalte” Und «Litern. Dazu sollen Mono- 
J? starker durch Mischkulturen mit erheblich 
höherem Anteil an Laubbäumen ersetzt werden. Das 
ient auch der Artenvielfalt. Auf großflächige Kahl­

schläge aus Gründen der Rentabilität soll verzichtet

und ihrer Verbände orientieren. Sie wird 
eine qualitätsorientierte Weinbaupolitik im 
der Winzer und ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten
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Die Aufforstung von Brachland 1st die beste Möglichkeit 
einer wirtschaftlichen Folgenutzung. Dabei sind be­
stimmte Flächen (z.B. Talauen) freizuhalten.

Das Gemeinschaftsforstamt zur gleichzeitigen und 
gleichwertigen Bewirtschaftung des Staats- und Kom­
munalwaldes und zur Betreuung des Privatwaldes hat 
sich bewährt und ist zu erhalten.

Das Landesrecht legt den Waldbesitzern Pflichten 
zur Sicherung der Schutz- und Erholungsfunktion des 
Waldes auf. Die dadurch entstehenden Kosten sollten 
daher auch von der Allgemeinheit getragen werden. 
Sie entsprechen etwa den Kosten für den Revierdienst.

Den Fremdenverkehr entwickeln

Der Fremdenverkehr ist für Rheinland-Pfalz ein wich­
tiger Wirtschaftszweig, seine Erhaltung und Förderung 
ist aktive Mittelstandspolitik. Schönheit und Vielfalt 
des Landes sind die natürlichen Voraussetzungen für 
den Fremdenverkehr in Rheinland-Pfalz.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird durch 
gezielte Entwicklungs- und ErneuerungmaBnahmen, eine 
sorgfältig mit den Belangen der Umwelt abgestisMte 
Verkehrspolitik und Infrastrukturpolitik die Grund­
voraussetzungen für den Fremdenverkehr erhalten. In 
Abstimmung mit den Gemeinden und den Betrieben sind 
die Angebote an Fremdenzimmern so zu modernisieren, 
daß sie den heutigen Anforderungen genügen.

Dabei ist darauf zu achten, daß neue Anlagen für 
Freizeit und Tourismus einer Prüfung ihrer Umweltver­
träglichkeit unterworfen werden.
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8ur Unterstützung des rheinland-pfälzischen Fremden­
verkehrs werden wir ein ausgereiftes Konzept der
Werbung und des Marketings entwickeln, das sich an 
den regionalen Unterschieden unseres Landes orientiert. 
Die Zukunft des Fremdenverkehrs in Rheinland-Pfalz 
ist nicht der Massentourismus, sondern liegt in einem 
gezielten Angebot für Erholungssuchende und für Menschen, 
die ihren Urlaub in der Bundesrepublik Deutschland 
verbringen wollen. Das Angebot für Aktiv- und Kurz­
urlaub muß deutlich verbessert werden.

Dabei sind die besonderen Vorzüge von Rheinland-Pfalz 
(Klima, Weinbau, große Waldflächen, Natur- und Bau­
denkmäler, landschaftliche Vielfalt, besonders gute 
und reichhaltige Küche usw.) auf Messen für den Fremden­
verkehr stärker herauszustellen. Werbung für den
Fremdenverkehr und andere Wirtschaftszweige, insbe­
sondere den Weinbau muß intensiver und koordiniert 
betrieben werden.
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VI. Wir wollen persönliche Freiheit sichern u„d .«.bauen

Demokratie in den Gemeinden

Demokratie wird in der Gemeinde erfahren. Sie soll 
weder dbrch eine falsche Aufgabenverteilung und 
bürokratische Einengung, noch durch mangelnde Finanz­
grundlagen eingeschränkt werden. Eine sozialdemokratische 
Landesregierung wird deshalb das Verhältnis staatlicher 
und kommunaler Aufgaben zu Gunsten der Gemeinden 
neu ordnen. Sie wird dabei strikt die Verpflichtung 
einhalten, durch Landesgesetze verursachte Kosten 
den Gemeinden voll zu ersetzen. Sie wird die Eigen­
verantwortung der Gemeinden stärken und deshalb
Zweckzuweisungen in frei verwendbare Investitionszu- 
weisungen verändern. Dabei nun der Finanzausgleich 
des Landes für die Gemeinden kalkulierbar bleiben. 
Er darf sich nicht an den Notwendigkeiten des Landes­
haushaltes, sondern muß sich an den Steuereinnahmen 
des Landes orientieren.
Kommunale Selbstverwaltung lebt von der Stärkung
des Ehrenamtes. Mandatsträger müssen durch ein Mandats­
sicherungsgesetz besser geschützt werden. Viele Bürgerinnen und 
Bürger engagieren sich in Vereinen und Übernehmen 
an anderer Stelle Aufgaben für die Gemeinschaft.
Dies verdient Achtung und Anerkennung. Eindrucksvolle
Beispiele dafür finden sich bei den Feuerwehren 
und dem Katastrophenschutz.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird sich
dafür einsetzen, daß ehrenamtliches Engagement frei 
wird von bürokratischer Gängelung. Ein Beispiel
dafür sind die engen Vorschriften der Vereinsbesteuerung, 
ein anderes die noch nicht verwirklichte Gleichstellung 
von Vereinen mit eigenen Anlagen. Wir werden deshalb 
vorschlagen, das Sportförderungsgesetz entsprechend
zu erweitern.
Wir wollen die Mitverantwortung der Bürgerinnen und Bürger stärken 
und deshalb ihre Wahlmöglichkeiten erweitern. Dazu 
streben wir unter anderem an, daß Landtagsabgeordnete
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direkt gewählt werden können. Der staatliche Landrat 
ist ein bundesweit einmaliges Relikt. Er hat keine 
Berechtigung mehr und soll künftig vom Kreistag 
gewählt werden.

Die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben hängt eng 
zusammen mit der notwendigen aktiven Beschäftigungs­
politik. Der stark angestiegene Aufwand an Sozialhilfe­
leistungen hindert die Gemeinden an aktiven Investitionen. 
Solche Investitionen erhöhen die Attraktivität der
Städte oder stellen sie wieder her, sichern die 
vorhandene Bausubstanz und verbessern das gesamte
Umfeld des Wohnens und Arbeitens. Stadtsanierung, 
Dorferneuerung, verkehrsberuhigte Zonen, Rad- und
Fußgängerwege, Grünflächen und Spielmöglichkeiten 
für Kinder - alle diese Maßnahmen hängen ab von 
der Fähigkeit der Gemeinden zu kontinuierlichen
Investitionen. Deshalb darf sich das Land beispiels­
weise nicht aus den Hilfen zur Stadtsanierung zurück­
ziehen. Die Mittel für Maßnahmen der Dorferneuerung 
müssen zusammengefaßt, erhöht und in einem wesentlich 
einfacheren Verfahren den Gemeinden zur Verfügung 
gestellt werden. Wir werden darüberhinaus Schluß 
machen mit der Gängelung der Selbstverwaltung durch 
Verwaltungsvorschriften und Richtlinien.

Investitionen können nicht nur über Gebühren finanziert 
werden. Das Land darf sich nicht zu Lasten der Bürger 
aus der Finanzierung großer Gemeinschaftsaufgaben 
wie Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung zurückziehen. 
Das neue Kommunalabgabengesetz ist bürokratisch 
und schafft große Ungerechtigkeiten. Wir werden 
dieses bürgerfeindliche und gebührentreibende Gesetz 
sofort ändern, denn der Bürger ist weder Bürobote 
noch bloßer Gebührenzahler.

Selbstverwaltung in den Gemeinden ist ohne kommunale
Finanzautonomie und diese ohne die Gewerbesteuer 
nicht denkbar (siehe auch unsere Vorschläge für
Handwerk und Mittelstand). Wer die Gewerbesteuer 
abschafft, müßte andere Steuern erhöhen. Das ist 
wirtschaftlich und sozial ungerecht und wird von
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Weitere kommunalpolitische Grundsätze sind in dem 
Wahlprogramm der Sozialdemokratischen Gemeinschaft 
fur Kommunalpolitik in Rheinland-Pfalz enthalten

Freien Raum für Kunst und Kultur ausbauen

Kunst ist eine notwendige Äußerung menschenwürdigen 
Lebens, unentbehrliche Gegenkraft gegen Abstumpfung 
und Vereinsamung des Alltages. Sie lebt vom Engagement, 
der Eigenwilligkeit, Radikalität und Verschiedenartigkeit 
von Menschen und ihrer Sehnsucht nach Schönheit,
Sinnlichkeit, Freiheit und Glück. Kunst und Kultur 
drücken die schöpferische Kraft unserer Gesellschaft
aus. Der öffentliche Zugang und die aktive Teilhabe 
der Bürger lassen die Kulturgüter der Vergangenheit 
und die kulturellen Leistungen der Gegenwart lebendig 
werden. Soziale Veränderungen und lebendige Kulturen 
entwickeln wechselseitig Kunst und Kunstauffassungen, 
die Parteipolitik nicht reglementieren darf. Unser
Handeln will die FreirSume für Kunst und Künstler 
ausbauen.

Aufgabe des Landes ist eine vielseitige, langfristig 
angelegte Kulturförderung. Sie soll das Gefälle 
zwischen dem Norden und dem Süden und zwischen den 
Städten und den übrigen Teilen des Landes verringern 
und kulturelle Initiativen vor Ort fördern. Eine 
sozialdemokratische Landesregierung wird ihre Kultur­
politik durchschaubar und offen gestalten.

Im Rahmen der Kulturhoheit der Under soll nach 
unserem Verständnis auch eine angemessene Breiten­
förderung ermöglicht werden. Sie konzentriert sich 
nicht nur auf einwohnerstarke Ballungsgebiete, sondern 
bezieht die ländlichen Räume ein. Das gilt beispiels-
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weise für die besorgniserregende Unterversorgung 
vor allem ländlicher Regionen mit Bibliotheken und 
Büchereien.

Zugleich orientieren wir unsere Kulturpolitik an

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird zur 
Förderung von Kunst und Kultur

in Rheinland-Pfalz eine Akademie für bildende 
Kunst und eine Musikhochschule gründen;

- Bibliotheken und Büchereien, aber auch Museen 
koordiniert entwickeln;

- breite, auch traditionelle Formen von Kunst und 
Kultur, volkstümliche Kultur und der -Kultur von 
unten- einbeziehen;

- die Richtlinien für -Kunst am Bau- so ändern,
daB bereits mit Beginn der Planung ei---- • - ■
von Künstlern gesichert wird;

- den internationalen und innerdeutschen Kunst- und 
Kulturaustausch nachdrücklich unterstützen und 
erweitern;

so ändern,
„n - eine BeteiligungKünstlern gesichert wird;

den Etat zum Ankauf zeitgenössischer Werke der 
bildenden Kunst, Literatur und Musik verbessern.

Meinungsfreiheit und Medienvielfalt

Meinungsfreiheit und Medienvielfalt, die Freiheit 
von Informationen und Meinungen in einer Vielfalt 
der Medien müssen in wirtschaftlicher, technischer
X Hin81cht erhalten bieiben-Die zu—- 
ballung ver egerischer Macht in wenigen Händen gefährdet 

gsvxelfalt. Die zunehmende Kommerzialisierung 
acht die politische Kultur und schränkt Pluralität
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ein Alle Medien unterliegen nach unser«, Verständnis 
er Pflicht zur Information, zur Bildung und zur 

Unterhaltung.

Sozialdemokraten bejahen das geordnete Nebeneinander 
von privater Presse und öffentlich-rechtlichem Rundfunk, 
- dem jetzt Rundfunk in privater Trägerschaft hinzutritt

Wir werden das Landesrundfunkgesetz mit dem Ziel 
ändern

- den Bestand und die Entwicklung der öffentlich-recht­
lichen Rundfunkanstalten zu sichern;

- die notwendige Meinungsvielfalt auch bei privaten-kom- 
merziellen Veranstaltern durchzusetzen;

- offene Kanäle und Kanäle gemeinnötziger Veranstalter 
einzurichten;

- einheimische Produktionen anzuregen und zu fördern 
und

- Werbung an Sonn- und Feiertagen abzuschaffen.

Ziel sozialdemokratischer Medienpolitik ist ein
Medienstaatsvertrag aller Bundesländer und damit 
eine einheitliche Medienordnung.

der Journalisten sichern.

Wir werden die innere Pressefreiheit durch ein reformierte. 
Landespressegesetz und die darin verankerte Mitbestimung

Zeitungen, Zeitschriften und Buch bleiben auch im 
Zeitalter der elektronischen Medien unersetzbar. 
Einer einseitigen Fernsehkultur muß mit gezielten 
medienpädogischen Mitteln entgegengewirkt werden. 
Lesen muß wieder stärker gefördert werden.

Wir werden uns bemOhen, eine weitere Schwächung 
der einheimischen Filmindustrie zu verhindern und 
ihre neue Zukunftschancen zu geben.
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Der Rechtsstaat ist Grundlage des Zusammenlebens 
in der Gesellschaft

Lebensqualität entscheidet sich nicht nur am Einkommen. 
Sie ist auch Ergebnis staatlicher Gerechtigkeit 
gegenüber dem einzelnen und des gerechten und solidarischen 
Umgangs der Bürger miteinander. Eine freiheitliche 
und rechtsstaatliche Demokratie bietet viele Möglich­
keiten. politische Ziele zu verfolgen und gesellschaft­
liche Änderungen zu bewirken. Gewalt ist prinzipiell 
kein Mittel demokratischer Politik.

Grundsätzlich sollen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Bürgern möglichst ohne Gerichtsverfahren geklärt 
werden. Dabei leisten Schiedsmänner wertvolle Arbeit. 
Sie tragen zum Ausgleich von Interessen bei und 
stellen den Rechtsfrieden ohne Gerichtsverfahren 
her.

Gerichtliche Hilfe sollte nur ausnahmsweise in Anspruch 
genommen werden. Diese Hilfe muß aber für alle Bürger 
unabhängig von ihrer finanziellen Lage zugänglich
sein. Unsere Gerichte müssen personell und sachlich 
so ausgestattet sein, daß in überschaubarer Zeit 
Rechtssprechung gewährleistet ist. Die zu lange
Dauer von Gerichtsverfahren grenzt an RechtsVerweigerung.

Die angemessene Ausstattung der Ermittlungsbehörden 
ist eine Voraussetzung zur Wahrung des Rechtsfriedens 
durch wirksame Verfolgung von Straftaten. Polizei 
und Staatsanwaltschaften richten ihre Bemühungen 
am kriminellen Unwertgehalt von Straftaten aus. Beispiels­
weise zeugen Umweltdelikte von großer krimineller
Energie und müssen deshalb schärfer verfolgt werden, 
als der Fahrraddiebstahl.

Im Strafvollzug müssen personelle Engpässe überwunden
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werden. Die Chancen zu einem straffreien Leben in 
der Gesellschaft muß insbesondere für Jugendliche 
nach der Strafentlassung verbessert werden. Deshalb 
soll der "offene Vollzug" ausgebaut werden.

Eine sozialdemokratische Landesregierung versteht
Gerechtigkeit und Gemeinwohl als unverzichtbare 
Voraussetzung für Lebensqualität und wird das gesamte 
staatliche Handeln daran ausrichten. Dies gilt auch 
bei der Einstellung und Beförderung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Staates. Das Parteibuch bedeutet 
keine Qualifikation.

Der Datenschutz des Landes muß sich an der Rechts­
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes orientieren. 
Bestehende Mängel im Datenschutzrecht werden wir 
beseitigen. Die Überwachung des Datenschutzes soll 
durch einen unabhängigen, vom Landtag Rheinland-Pfalz 
gewählten Beauftragten erfolgen.

Unsere Demokratie geht von der Verfassungstreue 
ihrer Bürger aus. Die Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes haben ihr Amt im Sinne der Verfassung wahr­
zunehmen. Ihre Einstellung erfolgt nach Qualifikation 
und ohne Regelüberprüfung aller Bewerber. Eine 
sozialdemokratische Landesregierung wird den «Radikalen­
erlaß" nicht anwenden.

Geheime überwachungs- und Kontrollaktionen verunsichern 
und schränken die Bereitschaft zu aktiven Engagement 
der Bürger ein. Deshalb werden wir auch die Vorschriften 
des Landesgesetzes über den Verfassungsschutz streng 
an der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes 
orientieren.

Öffentlicher Dienst - dienende Funktion im Staat 
Der öffentliche Dienst soll in einem demokratischen 
und sozialen Staatswesen gleichmäßige Dienstleistungen



52

fflr den Bürger und eine durchschaubare öffentliche 
Verwaltung bewirken. Nur reiche Leute können sich 
einen armen Staat leisten.

Wir wenden uns deshalb gegen eine Politik, die öffent­
liche Dienstleistungen privatisiert und der öffentlichen 
Hand unrentable Bereiche beläßt.

Ziel sozialdemokratischer Politik für den öffentlichen 
Dienst ist es, die Einteilung in Arbeiter, Angestellte 
und Beamte in einem ersten Schritt durch eine funktions­
gerechte Vereinheitlichung im Tarifbereich zusammenzu­
führen. Der Einsatz von Beamten soll auf den hoheitlichen 
Bereich begrenzt werden.

Besoldungs- und Tarifpolitik orientiert sich an 
den finanziellen Gegebenheiten des Landes, der Aufgaben­
stellung für den öffentlichen Dienst und dem Gebot 
einer gerechten Besoldung und Entlohnung. Wir werden 
die Chancen auf Einstellung für junge Leute erweitern, 
indem wir Oberstunden und nebenberufliche Tätigkeiten 
abbauen. Beschäftigungs- und Besoldungsprobleme 
im öffentlichen Dienst dürfen nicht einseitig zu 
Lasten der jüngeren Bediensteten gelöst werden.
Die zeitlich befristete Herabsetzung der Eingangsbesoldung 
für Dienstanfänger im öffentlichen Dienst ist eine 
Benachteiligung junger Menschen, die möglichst bald 
zu beseitigen ist. Die Genehmigungen zu nebenamtlicher 
Tätigkeit werden in engen Grenzen erteilt und regelmäßig 
überprüft.

Aktive und kritische Mitarbeit aller Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes gehören zu einer an den 
Interessen der Bürger orientierten und sachbezogenen 
Aufgabenerfüllung. Wer dies erwartet, muß Mitbestimmung 
und Mitwirkung im innerdienstlichen Bereich ermöglichen. 
Deshalb werden wir das Landespersonalvertretungsgesetz 
im Sinne von Mitbestimmung, Mitwirkung und Mitverant­
wortung reformieren.
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Unsere Polizei

Die Polizei in Rheinland-Pfalz leistet eine schwere 
und wichtige Aufgabe. Aber Rheinland-Pfalz hat iw
Vergleich mit anderen Bundesländern die geringste
Zahl von Polizeibeamten. Das schon 1974 von der 
Innenministerkonferenz gesteckte Ziel einer Polizeidichte 
von einem Beamten auf 400 Einwohner hat Rheinland-Pfalz 
als einziges Bundesland noch immer nicht erreicht. 
Eine außerordentliche Belastung des einzelnen Beamten 
ist die Folge. Trotzdem wird unsere Polizei auch 
noch schlecht bezahlt. Die Landesregierung nOtzt 
nicht einmal die bestehenden Beförderungsmöglichkeiten 
aus.

Die Verbesserung der praktischen Arbeitssituation 
der Beamten ist wichtiger als st&ndig neue Gesetze. 
Dazu gehören:

- die Polizei personell zu verstärken, "Ausbildung 
auf Vorrat" zu betreiben und mittelfristig eine 
zusätzliche Ausbildungshundertschaft bei der Bereit­
schaf tspolizei zu stellen;

- die Möglichkeiten der Beförderung bei der Polizei 
in dem Rahmen zu verbessern, der nach Bundesrecht 
möglich ist;

- im Dienst bei der Schutzpolizei Frauen verstärkt 
zu berflcksichtigen;

- die Ausstattung der Polizei (Fahrzeuge, Diensträusre 
etc.) zu verbessern.

Wir treten für eine Verbesserung der Kontakte zwischen 
BQrgern und Polizei ein, denn wir gehen von einem 
grundsätzlichen Vertrauensverhältnis zwischen BOrgern 
und Polizei aus. Die Polizei muß fOr den BOrger 
sichtbar und ansprechbar sein. Fußstreifen, Entlastung



der Bezirksbeamten von sachfremden Aufgaben und 
zusätzliche Polizeibeamtinnen und -beamte werden 
zu diesem Ziel beitragen.

der/D° aUf9Mtellten Forderungen nach härteren 
Gesetzen und neuen Waffen belasten das Verhältnis 
zwischen Bürgern und Polizei. Deshalb lehnen wir 
diese Forderungen ab. Stattdessen wollen wir eine 
enge Zusammenarbeit der Länder auf klarer Rechtsgrund­
lage um Terrorismus und bundesweit oder international 
organisierte Kriminalität wirksam zu bekämpfen.

Die SPD tritt dafür ein, daB die Polizei für ihre 
Arbeit klare Rechtsgrundlagen erhält. Das geltende
Polizeiverwaltungsgesetz wird entsprechend dem Entwurf 
der SPD-Landtagsfraktion verändert.
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VII. Der Schutz der Umreit 1st Aufgabe aller Bereiche 
der Politik

Ohne Frieden mit der Natur haben wir und unsere 
Kinder keine Zukunft. Nie zuvor hat der Mensch in 
die Natur und ihre Kreisläufe so tief eingegriffen. 
Zahllose Schäden sind die Folge. Unsere Generation 
hat die große Aufgabe und Verantwortung, daß der 
Weg der UmweltZerstörung nicht weiter beschritten
wird. Auf Dauer gibt es kein Wirtschaften ohne Achtung 
der natürlichen Kreisläufe und ohne sorgfältige 
Rücksicht auf unsere natürlichen Lebensgrundlagen 
wie Boden, Wasser, Luft sowie Fauna und Flora.

Die Aufgabenstellung ist zweifach, vorhandene Schäden 
auf der Grundlage des Verursacherprinzips zu beseitigen 
und neue Schäden nach dem Vorsorgeprinzip zu vermeiden.

Eine umweltorientierte Wirtschaftspolitik bietet
zugleich Chancen für die rheinland-pfälzische Wirtschaft 
und schafft Arbeitsplätze.

Luft und Wasser - unsere Lebensgrundlacen

Mensch und Natur sind stark belastet von der Ver­
schmutzung unserer Luft durch Kraftwerke, Industrie, 
Autos und Hausheizungen. Wir müssen schnell handeln, 
wenn wir das Waldsterben aufhalten wollen und wenn 
sich Krankheiten wie Allergien, Atemwegerkrankungen 
und Krebs nicht weiter ausbreiten sollen. Natürlich 
bedarf es auch der internationalen Abstizmiung. Aber 
wir können als Land ein Vorbild sein. Es hat sich 
außerdem gezeigt, daß die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen gegen die Verursacher nicht ausreichen 
und daß zu lange Obergangsfristen bestehen.
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en und anderen

Wasser ist das wichtigste Lebensmittel für
Vorsorgende Politik schützt Gewässer
gefährlicher und giftiger Stoffe, ue„
Umgang mit wertvollem Wasser und insbesondere mit 
unTP*";" “nd “ChOttt die gsbereiche
und Feuchtgebiete dauerhaft.

der e Tü V°raU”et’u"9« si"d •<> «u verändern, 
der stand der Technik für die Abwasserreinigung

gunue» r.ilnleitU,”en 9Ut- *He Elnl^tungsgenehmi- 
gungen sollen offengelegt werden, ci. wlawir
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- 56 -
Die TA Luft muB deshalb nachgebessert werden, denn 
sie läßt Schlupflöcher für ümweltsünder. Das gilt 
auch für die Kraftwerke. Auto, brauchen einen Katalysator

" ’ ■« „M.n 
r ern. Wir leisten einen eigenen Beitrag zum 

Schutz der Ozonschicht, in dem die SPD auf allen
durch^T,  ̂über KOB,,"Unen bis Zu einzelnen Haushalten 
urch Aufklärungsarbeit auf einen Spraydosen-Boykott

Chemikalien geschützt wird.

I*« ’ü°2^HhO'bed"' " 1" M-inl.M-Fr.1.

‘ . ■’•■»Ia.r di. „ieht Moiœ
d.. „trlglleh. hu.„, b,kMtek

■'. “ ’*•*“ »“"<*•• «« «• Hn.n.l.Xl.
ro<»F* Hilfst* u^__  M1 ”---- Abwasserbeseitigungs-StraßenbaumaBnahmen sowie durch Abfallgebühren 

andere Beiträge in einem Maße gestiegen, daß 
zumutbare Grenze überschritten ist. Aus diesem

— —j neue Kommunalabgabengesetz
die Gebühren nicht uferlos



Pör eine aktive Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger an derUmwelt werden wir anstreben:

- eine
über

umfassende Information der Öffentlichkeit 
Zustand und Entwicklung der Umweltbelastungen 

und die Veröffentlichung Jährlicher Umweltberichte, 
frühzeitige Bürgerinformation und -beteiligung 
bei allen umweltrelevanten Planungen und Maflnahmen, 
es gilt auch für bereits bestehende Maflnahmen 

und Einleitungsgenehmigungen,
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Abfall - auch eine Rohstoffquelle

Riesige Abfallberge sind die Folge unsere, sorglosen 
Umgangs mit Rohstoffen und unsere. Konsumverhalten..
Abf i^nGn Wlr niCht allÄ 6efahr«' !" diesen 
Abfallbergen lauern für unser Trinkwas.er, für Boden 
und Luft. Dabei ist unser Abfall eine vielfältig^ 
Rohstoffquelle. Wir wollen erreichen:

- Müllvermeidung und Müllverminderung durch Mehrweg-Systeme 
un getrenntes Sammeln von Wertstoffen und ein 
gestaffeltes Gebührensystem,

- Wiederverwertung von Abfallstoffen, Müllverbrennung 
ist nur tolerierbar in Verbindung mit Fernwärme 
oder wenn technische Verfahren zur Schonung von 
Rohstoffen (z.B. Bims und Baustoffe) beitragen,

- sichere und kontrollierte Entsorgung von Sondermüll,
ntensivierung der Forschung für MüllVerwertung,

- Schaffung eines Abfall- und Altlastenkatasters,
- Sanierung der Altlasten in Zusammenarbeit mit 
anderen Bundesländern - wo möglich - nach dem
Verursacherprinzip und Schutz des Grundwassers 
bei vorhandenen Deponien;

bei Neuansiedlungen.

An diesen Kriterien wollen wir die Gesetzgebung
es Lande» orientieren und die de. Bundes beeinflussen.

nicht t’etß 81nd dle Grundla’e un*erer Umweltpolitik, 
nicht etwa kündbare freiwillige Vereinbarungen.

.Bürgerbeteiligung stärken
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- Sicherung der grundsätzlichen Rechte der Bürger 
auf Zugang zu allen genehmigungsrelevanten In­
formationen;

Produkte;

•1». v.„,ärk„„, a„ 
*" u~.lt- und „„„ „er

dl. Blhrlchtuu, von 
und kreisfreien Städten. Kreisen

Nach dem geltenden Recht fehlt 
den unmittelbar Betroffenen an es im Umweltschutz
n__ . der Kla9ebefugnis.kann dazu führen, daB die Behörden in Planfeststel- 
7r“*îrm ■’** »i-e-» »„Z“

”• ‘»•"" durch dl. Einführung 
des Verbandsklagerechtes begegnet werden. Wir werden 
eshalb für die nach S 29 Bundesnaturschutzgesetz

verankernd" VGrbä"de Verba"d^a9e

den Gemeinden 
werden 
Baumverord- 
--1 Lungen

Soxialdemokraten werden eine Umweltpolizei schaffen, 
die durch Ausbildung und Ausstattung in der Lage

aftaten Verhlnd«" «der zu verfolgen.
von Umwelt*1"* *ffektlV® Ge3amtkontrolle und Verfolgung 
on Umweltvergehen durchgeführt werden.

Ein Beispiel für den Schutz der Natur in 
i»t die Erhaltung des Baumbestandes, wir 
die Voraussetzungen «um Erlaß kommunaler „„
X‘CtaHen’ dle den BeSta"d d« ’^nen 
in Städten und Gemeinden sichern.
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aggie. - ein Beispiel für ökologische Erneueren» 
der Industriegesellschaft -----

Unsere Gesellschaft ist ohne chemische Technologien 
nicht mehr denkbar. Rheinland-Pfalz ist ein wichtiger 
Standort der chemischen Industrie. Wir werden aber 
-ch Tag für Tag mit den Gefahren der chemischen 
Produktion und Verwendung konfrontiert. Wir müssen 
die Folgen der Chemie auf die Gesundheit, auf den 
Arbeitsschutz und auf die Umweltverträglichkeit 
noch stärker prüfen und die entsprechenden Konsequenzen 
daraus ziehen. Dies gilt für die Überprüfung der 
n der Chemie verwendeten Substanzen und für die 

Umstellung der Herstellungstechniken. Hochgiftige 
und krebserregende Stoffe müssen verboten werden.

Ein
dem
Sie

vorsorglicher Umgang mit der Chemie fragt nach 
Nutzen der chemischen Produkte für die Menschen.

eiJT^r dlS PO8itiVen *ie dle negativen Wirkungen 
eines Stoffes, einschließlich seiner Neben- und 
Umwandlungsprodukte. Dies gilt für die Produktion 
*ie für die Anwendung und für die Beseitigung. Die
wïrtschaÎtiiT8Chen Und d<r M’tUr 8tehe" Vord”9rund. 

tschaftliche Gesichtspunkte dürfen deshalb keinen 
Vorrang haben. Deshalb muB auch da. H.ftung.recht 
unabhängig vom Verschuldensprinzip greifen.

"J." dle’er <»•• «.ftungsrechte.
mitarbeiten und eine Initiative ergreifen, damit 
Arbeitnehmer in einem Umwelt.usschuB nach dem Betriebs­
verfassungsgesetz die umweltorientierte Gestaltung 
ihrer Arbeitsplätze mitbestimmen können.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird die 
Gewerbeaufsicht im Interesse des Umweltschutzes 
stärken, ohne die Aufgaben des Arbeits-und Gesundheits­
schutzes zu vernachlässigen.
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^Chancen auf Anbei t.^tat^unbeherrschbarer

angeschlossen

»chafft zusätzliche

für
Wir 
wie

voraus, daß Mensch 
ein Versagen nicht 

■ und die
— -«i zeitliche 

■* sie verzichten. Wir 
vorgelegten Stufenplan

-, —.j Atomkraft, 
damit so rasch 

--- Atomkraft 
verwirklicht

• Wirtschaft und 
wir weniger 
letzte Atomkraft-

Atomgesetzes, 
aller Atomkraftwerke,

r von Bau- und Betriebs- 
---- • sowie für

Energie
Risiken

Die Nutzung der Atomenergie setzt 
und Technik fehlerfrei u

„
0‘"“ —lieb.
Grenzen kennen, werden wir auf si-
unterstützen den von der SPD r- ■ “ “ . - Otunen Weg in eine Energieversorgung ohne 

werden von uns aus alles tun,
möglich eine Energieversorgung ohne
die Bundesrepublik Deutschland

wird. Wenn die Akteure in Staat 
Gesellschaft Zusammenwirken, werden 
«1» ein Jahrzehnt benötigen, um das 
werk abzuschalten.

Wir werden auch alle 
geltenden Atomrechtes

---- 1 gegen Mülheim-Kärlich 
ans Netz gehen zu lassen.

J Beschäftigungsmöglichkeiten.

Wir treten ein für die Änderung des 
«it dem Ziel der Stillegung 
fOr die Untersagung der Erteilung v

::XT”n ,or ~xtri,b- 
- ™ - —-

P««—.
Wögllchkeiten des heute schon
nutzen, um wegen der besonderen Bedenken 
dieses Atomkraftwerk nicht
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VIII. Wir werden -ithelfen bei einer Politik de. Frieden.

Landtagswahien haben auch bundespoliti.che Bedeutung
Da. haben die Debatten de. Bundesrates über die

eben’° 9eZel9t *ie fr°here Dis’‘u-i°nen 
um die Ratifizierung außenpolitischer Verträge. Wir 
wollen mithelfen bei einer Politik des Friedens. 
ie unsere Freiheit und Sicherheit wirksam schützt.

MiniitärrM88ktehen 81Ch immer n°Ch ZWel h-h^-tete 
Militärblöcke gegenüber. Wir gehen davon aus, daß 
die Industriestaaten angesichts des weltweiten Hungers
ihrenr« hEntWiCklUn98PrObleme U"d der Arbeitslosigkeit 
dürfen M RÖ8tUn9 verschleudernalLT.'A Re91On ln "«Europa sind die
.o d Bel”tUngen au8 militärischer Rüstung
weiteüU^ L’PÖrbar Rheinlr-^lz. Jährlich
GHt. f °°° Tlefflö’e' «^zige Lager für
Mi« Î ln We8teUr°Pa. die Stationierung neuer
Mittelstreckenwaffen im Hunsrück, 8 NATO-Flugplätze 
-eie Standorte und Manöver zeigen das deutlich.

Deshalb wird eine .ozlaldemokrati.che Landesregierung 
darauf sorgen, daß unsere Interessen zählen. Wir 
wollen gleichberechtigte Partner im Bündnis sein
keÎne^n"; d8° V°n MUltirb”e" in Rheinland-Pfalz 
keine militärischen Aktionen mit Zielen außerhalb
bild * ° 9eleitet und durchgeführt werden. Die Willens- 
ildung im Bündni. muß den Beziehungen souveräner 
ertragspartner entsprechen und auf die vitalen

der G8"!? dBr «ücksicht nehmen. Auf
er Grundlage sozialdemokratischer Friedens-und

iTBÜndnnnUnL8POHtl,t' alS 91eichbe-chtigter Partner 
im Bündnrs der westlichen Demokratien und mit dem 
Ziel souveräner Rechte sagen wir:
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Wir werden alle Bestrebungen unterstützen, die in 
Europa Abrüstung ermöglichen. Die Ächtung von Giftgas- 
affen und der sofortige Verzicht darauf sind ein 
ignal dafür, daß unsere Anstrengungen auf das für 

Verteidigung unabdingbare Maß reduziert sind. Wir 
ordern das Giftgas aus der Pfalz abzuziehen. Es
sXtUCh ^Cht dUrC” di<î neUe” bln’ren Gift^-affen. 
selbst in Krisenzeiten, ersetzt werden. Giftgas 
ist kein Mittel zur Verteidigung. Wir halten eine 
atomwaffenfreie Zone in Europa für einen ersten

in Ost und West ist greifbar nahe. Eine sozialdemo- 
tische Landesregierung wird sich dafür einsetzen,

und £i 8tatlO"ierte «ttel.treckenw.ffen abgezogen 
und keine neuen stationiert werden, sie darf an 
der Bewaffnung des Weltraumes nicht scheitern. Wir 
halten es für verhängnisvoll, daß diese Überlegung 
mit Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland 
weiter verfolgt wird.

Tiefflüge über Rheinland-Pfalz müssen drastisch 
begrenzt werden. Eine sozialdemokratische Landes­
regierung wird sich darüberhinaus dafür ein.etzen, 
daß Gefechtsübungen über bewohntem Gebiet strikt
fürb°^? rrden- Eln WClterer ‘-"«’»chaft.verbrauch 
«r militärische Zwecke lehnen wir in Rheinland-Pfalz 
AD» 

Bei 
der 
des

den Standorten, gleich ob der Bundeswehr oder
Alliierten Streitkräfte, müssen die Besti-sungen
Umweltschutzes, de. Baurechtes und der Sicherheit 

uneingeschränkt angewendet werden. Dies gilt auch 
fur die Sicherheit von militärischen Transporten.

Wir werden darauf drängen, daß die Bundesregierung 
die Bestimmungen des NATO-Truppenstatutes und seiner
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Zusatzabkommen in Verhandlungen so präzisiert, daO 
für deutsche Arbeitskräfte bei den Streitkräften 
deutsche. Arbeitsrecht gilt. Auflerde. »Oasen Verein­
barungen getroffen werden, die den Abbau von Arbeits­
plätzen im Zuge von Privati.ierungs.aBnahs.en verhindern. 
Wir werden auf die Einhaltung der früher gegebenen 
Zusagen dringen. Eine sozialdemokratische Landesre­
gierung wird darüberhinaus in engen Gesprächen mit 
den Gewerkschaften, den Universitäten und der Wirtschaft 
nach Wegen suchen, um zusätzliche zivile Arbeitsplätze 
in den Regionen zu schaffen, die jetzt besonders 
etark von Arbeitsplätzen bei den Streitkräften geprägt

junge Männer aus anderen

Jahren ist

der Bundeswehr. Deshalb sind wir 
*°n Prauen in die Bundeswehr, 
dagegen, dafl junge
Übungen eingezogen 
Bundesländern.

klarer geworden, daß
in einem gemeinsamen
---- Frieden läßt

und
von Meinungen 

orBM.. _ -- Beziehungenin nh.t " aUf i""er höhere Waffenberge. Wir werden 
nland-Pfalz Friedens- und Konfliktforschung 

anregen und fördern.

In den vergangenen
deutsche Interessen aai besten  
Buropa durchgesetzt werden können. r.uL.. 
•ich besser auf entwickelt, wirtschaftliche 
kulturelle Beziehungen, auf den Austausch vo 
und das gegenseitige Kennen durch humanitäre

Wer für den Abbau falscher Konfrontation zwischen
“OUt* 1B Inneren kelne fal8che Konfrontation 

entstehen lassen. Wir brauchen die Fähigkeit zur
Verteidigung, folglich di. Bund.swehr al. Wehrpflicht- 
•rmae und ihr. Einbettung in das Bündnis der NATO. 
Deren Charakter .1. regional.. Verteidigungsbündnis
Ï“ 2e"aU,° *en1’ Verandert “erden wie der Charakter

--- gegen die Einbeziehung
wenden uns auch 

Rheinland-Pfälzer öfter zu Reserve­
werden als 
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Gemeinschaft wird entsprechend

Wir treten für eine Stärkung der europäischen integration 
ein und dafür, das das Land Rheinland-Pfals gegenüber 
dem Bund und bei den europäischen Institutionen 
•eine Interessen selbstbewuBt formuliert und wahrnimm 
Landespolitik kann in vielen Bereichen ohne die
Bindungen der Bundespolitik und der Europäischen
Gemeinschaft nicht mehr formuliert werden. Folglich 
müssen wir ein Interesse daran haben, auf die Bundes­
politik und die europäischen Institutionen im Interesse 
der besonderen Probleme unseres Landes EinfluB su 
gewinnen. Das Büro des Landes Rheinland-Pfals bei 
der Europäischen
verstärkt.

Wir verstehen es al. Aufgabe einer soil.ldemokratl.che 
Landesregierung, den Friedenwillen der Jüngeren 
und die Sehnsucht der Älteren, die Weltkrieg
erlebt haben, in konkreter Friedenspolitik su verwirklichen. 
Dm setst klare fiele und ein hohe. MaB an Re.11sau. 
voraus. Aber wer den Willen sur Veränderung nicht
hat, kann auch für Abrüstung und Entspannung nicht, 
erreichen.


